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(1) Text von Bedeutung für den EWR 



I 

(Gesetzgebungsakte) 

RICHTLINIEN 

RICHTLINIE (EU) 2015/2193 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. November 2015 

zur Begrenzung der Emissionen bestimmter Schadstoffe aus mittelgroßen Feuerungsanlagen in die 
Luft 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit dem Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (4) (im Folgenden 
„Aktionsprogramm“) wird anerkannt, dass die Emission von Schadstoffen in die Luft in den vergangenen 
Jahrzehnten spürbar zurückgegangen ist, die Luftverschmutzungswerte in vielen Teilen Europas aber nach wie vor 
problematisch sind und die Unionsbürger immer noch Luftschadstoffen ausgesetzt sind, die ihre Gesundheit und 
ihr Wohlbefinden beeinträchtigen können. Dem Aktionsprogramm zufolge leiden die Ökosysteme nach wie vor 
unter übermäßigen Stickstoff- und Schwefeleinträgen, die durch Verkehrsemissionen, nicht nachhaltige 
Agrarpraktiken und die Stromerzeugung verursacht werden. In vielen Gebieten der Union gehen die 
Luftverschmutzungswerte weiterhin über die von der Union festgelegten Grenzwerte hinaus, und die Luftquali­
tätsstandards der Union entsprechen nach wie vor nicht den Zielvorgaben der Weltgesundheitsorganisation. 

(2)  Um für eine gesunde Umwelt für alle zu sorgen, wird im Aktionsprogramm die Ergänzung lokaler Maßnahmen 
durch eine geeignete Politik auf nationaler Ebene und auf Unionsebene gefordert. Insbesondere sollten dem 
Programm zufolge verstärkte Anstrengungen zur vollständigen Einhaltung der Rechtsvorschriften der Union über 
Luftqualität unternommen und strategische Ziele und Maßnahmen für die Zeit nach 2020 festgelegt werden. 

(3)  Wissenschaftlichen Bewertungen zufolge verkürzt sich die durchschnittliche Lebenserwartung der Unionsbürger 
durch die Luftverschmutzung um acht Monate. 
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(1) ABl. C 451 vom 16.12.2014, S. 134. 
(2) ABl. C 415 vom 20.11.2014, S. 23. 
(3) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 7. Oktober 2015 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 

10. November 2015. 
(4) Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 über ein allgemeines Umweltaktions­

programm der Union für die Zeit bis 2020 „Gut leben innerhalb der Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten“ (ABl. L 354 vom 
28.12.2013, S. 171). 



(4)  Die Schadstoffemissionen aus der Verfeuerung von Brennstoffen in mittelgroßen Feuerungsanlagen sind auf 
Unionsebene allgemein nicht reguliert, obwohl sie zunehmend zur Luftverschmutzung beitragen, was 
insbesondere auf die durch die Klimaschutz- und Energiepolitik geförderte stärkere Verwendung von Biomasse als 
Brennstoff zurückzuführen ist. 

(5)  Die Verfeuerung von Brennstoffen in bestimmten Kleinfeuerungsanlagen und -geräten wird durch die in der 
Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) genannten Durchführungsmaßnahmen 
abgedeckt. Weitere Maßnahmen im Rahmen der Richtlinie 2009/125/EG sind dringend erforderlich, um die 
verbleibende Regelungslücke zu schließen. Die Verfeuerung von Brennstoffen in Großfeuerungsanlagen fällt seit 
dem 7. Januar 2013 unter die Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2), wobei die 
Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (3) für unter Artikel 30 Absatz 2 der Richtlinie 
2010/75/EU fallende Großfeuerungsanlagen bis zum 31. Dezember 2015 weiter gilt. 

(6)  In ihrem Bericht an das Europäische Parlament und den Rat vom 17. Mai 2013 über die Überprüfungen gemäß 
Artikel 30 Absatz 9 und Artikel 73 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen betreffend die 
Emissionen aus der Intensivtierhaltung und aus Feuerungsanlagen kam die Kommission zu dem Schluss, dass bei 
der Verfeuerung von Brennstoffen in mittelgroßen Feuerungsanlagen ein eindeutiges Potenzial für eine kostenef­
fiziente Minderung der Emissionen in die Luft nachgewiesen wurde. 

(7)  Die in Bezug auf die Luftverschmutzung geltenden internationalen Verpflichtungen der Union, die auf die 
Verringerung von Versauerung, Eutrophierung, bodennahem Ozon und Feinstaubemissionen abzielen, sind im 
Protokoll von Göteborg zum Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
festgelegt, das 2012 geändert wurde, um die bestehenden Reduktionsverpflichtungen für Schwefeldioxid, 
Stickstoffoxide, Ammoniak und flüchtige organische Verbindungen zu verschärfen und neue, ab 2020 zu 
erreichende Reduktionsverpflichtungen für Feinstaub (PM 2,5) einzuführen. 

(8)  In der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 18. Dezember 2013 mit dem Titel „Saubere Luft für 
Europa“ werden Maßnahmen gefordert, um die Emissionen von Luftschadstoffen aus mittelgroßen 
Feuerungsanlagen zu begrenzen und so den Regelungsrahmen für den Feuerungssektor zu vervollständigen. Das 
Programm „Saubere Luft“ ergänzt den in der Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament vom 21. September 2005 mit dem Titel „Thematische Strategie zur Luftreinhaltung“ festgelegten 
Verschmutzungsminderungsfahrplan für 2020 und enthält Zielvorgaben für die Verringerung der Auswirkungen 
der Luftverschmutzung bis 2030. Damit all diese strategischen Ziele erreicht werden, sollte ein Regelungsfahrplan 
aufgestellt werden, der Maßnahmen zur Begrenzung der Emissionen aus mittelgroßen Feuerungsanlagen umfasst. 

(9)  Mittelgroße Feuerungsanlagen sollten so entwickelt und betrieben werden, dass Energieeffizienz gefördert wird. 
Solche Erwägungen sowie wirtschaftliche Erwägungen, technische Möglichkeiten und der Lebenszyklus 
bestehender mittelgroßer Feuerungsanlagen sollten insbesondere bei der Nachrüstung mittelgroßer 
Feuerungsanlagen oder der Entscheidung über größere Investitionen berücksichtigt werden. 

(10)  Damit der Betrieb einer mittelgroßen Feuerungsanlage nicht zur Verschlechterung der Luftqualität führt, sollten 
Maßnahmen zur Begrenzung der Emissionen von Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden und Staub in die Luft nicht die 
Erhöhung der Emissionen anderer Schadstoffe wie Kohlenmonoxid bewirken. 

(11)  Mittelgroße Feuerungsanlagen, die bereits unionsweiten Mindestanforderungen unterliegen, wie Anlagen, für die 
eine Aggregationsregel gemäß Kapitel III der Richtlinie 2010/75/EU gilt, oder Anlagen, die feste oder flüssige 
Abfälle verbrennen oder mitverbrennen und daher unter Kapitel IV der genannten Richtlinie fallen, sollten vom 
Geltungsbereich der vorliegenden Richtlinie ausgenommen werden. 

(12)  Bestimmte andere mittelgroße Feuerungsanlagen sollten aufgrund ihrer technischen Merkmale oder aufgrund 
ihres Einsatzes bei bestimmten Tätigkeiten ebenfalls vom Geltungsbereich der vorliegenden Richtlinie 
ausgenommen werden. 

(13)  Da für mittelgroße Feuerungsanlagen, die Raffineriebrennstoffe allein oder zusammen mit anderen Brennstoffen 
zur Energieerzeugung in Mineralöl- und Gasraffinerien verfeuern, und für Ablaugekessel in Anlagen für die 
Zellstofferzeugung die mit den besten verfügbaren Techniken (BVT) assoziierten Emissionswerte gelten, die in den 
bereits gemäß der Richtlinie 2010/75/EU festgelegten BVT-Schlussfolgerungen aufgeführt sind, sollte die 
vorliegende Richtlinie nicht für diese Anlagen gelten. 
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(1) Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die 
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S. 10). 

(2) Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 17). 

(3) Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen 
von Großfeuerungsanlagen in die Luft (ABl. L 309 vom 27.11.2001, S. 1). 



(14)  Diese Richtlinie sollte für Feuerungsanlagen, einschließlich Kombinationen von zwei oder mehr neuen 
mittelgroßen Feuerungsanlagen, mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und weniger als 
50 MW gelten. Einzelne Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von weniger als 1 MW sollten nicht 
zum Zweck der Berechnung der Gesamtfeuerungswärmeleistung einer Kombination von mehreren 
Feuerungsanlagen herangezogen werden. Damit keine Regelungslücke entsteht, sollte diese Richtlinie unbeschadet 
des Kapitels III der Richtlinie 2010/75/EU auch für eine Kombination von neuen mittelgroßen Feuerungsanlagen 
gelten, deren Gesamtfeuerungswärmeleistung 50 MW oder mehr beträgt. 

(15)  Damit die Begrenzung der Emissionen von Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden und Staub in die Luft sichergestellt ist 
sollte eine mittelgroße Feuerungsanlage nur betrieben werden dürfen, wenn sie von der zuständigen Behörde auf 
der Grundlage von Informationen des Betreibers genehmigt oder registriert wurde. 

(16)  Zur Begrenzung der Emissionen aus mittelgroßen Feuerungsanlagen in die Luft sollten in der vorliegenden 
Richtlinie Emissionsgrenzwerte und Überwachungspflichten festgelegt werden. 

(17)  Die in Anhang II festgelegten Emissionsgrenzwerte sollten aufgrund der technischen und logistischen Probleme in 
Verbindung mit der isolierten Lage dieser Anlagen nicht für mittelgroße Feuerungsanlagen auf den Kanaren, in 
den französischen überseeischen Departements und auf den Azoren und Madeira gelten. Die betreffenden 
Mitgliedstaaten sollten Emissionsgrenzwerte für diese Anlagen festlegen, um ihre Emissionen in die Luft und die 
potenziellen Risiken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu verringern. 

(18)  Damit genügend Zeit bleibt, um bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen technisch an die Anforderungen der 
vorliegenden Richtlinie anzupassen, sollten die Emissionsgrenzwerte für diese Anlagen erst nach einer festgelegten 
Zeitspanne nach Geltungsbeginn dieser Richtlinie gelten. 

(19) Um bestimmten besonderen Umständen Rechnung zu tragen, unter denen die Anwendung der Emissions­
grenzwerte im Vergleich zum Umweltnutzen unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde, sollten die 
Mitgliedstaaten mittelgroße Feuerungsanlagen, die in Notfällen verwendet und während begrenzter Zeiträume 
betrieben werden, von der Einhaltung der in der vorliegenden Richtlinie festgelegten Emissionsgrenzwerte 
befreien können. 

(20)  Aufgrund der infrastrukturbedingten Einschränkungen bei bestehenden mittelgroßen Feuerungsanlagen, die Teil 
kleiner, isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind, und der Notwendigkeit, ihre Anbindung zu erleichtern, 
sollte im Fall dieser Anlagen mehr Zeit für die Anpassung an die in dieser Richtlinie festgelegten Emissions­
grenzwerte eingeräumt werden. 

(21)  Angesichts der allgemeinen Vorteile von Fernwärme wegen ihres Beitrags zur geringeren örtlichen Nutzung von 
Brennstoffen, die viel Luftverschmutzung bewirken, und in Bezug auf die Verbesserung der Energieeffizienz und 
die Reduzierung von CO2-Emissionen sollten die Mitgliedstaaten bestehenden mittelgroßen Feuerungsanlagen, die 
einen wesentlichen Anteil ihrer Nutzwärmeproduktion in ein öffentliches Fernwärmenetz einspeisen, mehr Zeit 
für die Anpassung an die in dieser Richtlinie festgelegten Emissionsgrenzwerte einräumen können. 

(22)  Angesichts aktueller Investitionen in Biomasseanlagen, mit denen der Einsatz von Energie aus erneuerbaren 
Quellen gesteigert werden soll und durch die die Schadstoffemissionen bereits reduziert wurden, und um den 
zugehörigen Investitionszyklen Rechnung zu tragen, sollten die Mitgliedstaaten diesen Anlagen mehr Zeit für die 
Anpassung an die in dieser Richtlinie festgelegten Emissionsgrenzwerte einräumen können. 

(23)  Angesichts der Bedeutung von Gasverdichterstationen für die Zuverlässigkeit und den sicheren Betrieb von 
nationalen Gasübertragungsnetzen und angesichts der besonderen Beschränkungen bei ihrer Aufrüstung sollten 
die Mitgliedstaaten mittelgroßen Feuerungsanlagen zum Betrieb solcher Stationen mehr Zeit für die Anpassung an 
die in dieser Richtlinie festgelegten Stickstoffoxidemissionsgrenzwerte einräumen können. 

(24)  Im Einklang mit Artikel 193 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) hindert diese 
Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten oder zu ergreifen. Solche 
Maßnahmen können beispielsweise in Gebieten, in denen die Luftqualitätsgrenzwerte nicht eingehalten werden, 
erforderlich sein. In solchen Fällen sollten die Mitgliedstaaten prüfen, ob als Teil der Ausarbeitung von Luftquali­
tätsplänen gemäß der Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) strengere Emissions­
grenzwerte als die in der vorliegenden Richtlinie vorgesehenen angewendet werden müssen. Bei solchen 
Beurteilungen sollte das Ergebnis eines Austauschs von Informationen über die bestmögliche Emissionsminde­
rungsleistung, die mit den besten verfügbaren Technologien und Zukunftstechnologien erreicht werden kann, 
berücksichtigt werden. Die Kommission sollte einen solchen Austausch von Informationen mit den 
Mitgliedstaaten, mit den betroffenen Branchen, einschließlich Betreibern und Anbietern von Technologie, sowie 
mit nichtstaatlichen Organisationen einschließlich Umweltschutzorganisationen organisieren. 
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(25)  Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass der Betreiber einer mittelgroßen Feuerungsanlage bei Verstoß gegen 
diese Richtlinie jeweils die notwendigen Maßnahmen trifft. Die Mitgliedstaaten sollten ein System einrichten, mit 
dem die Konformität mittelgroßer Feuerungsanlagen mit den Anforderungen dieser Richtlinie geprüft wird. 

(26)  Um für eine wirksame Durchführung und Durchsetzung dieser Richtlinie zu sorgen, sollten Inspektionen, wenn 
möglich, mit den gemäß anderen Rechtsvorschriften der Union erforderlichen Inspektionen abgestimmt werden, 
soweit dies sinnvoll ist. 

(27)  Die Bestimmungen dieser Richtlinie über Zugang zu Informationen zu ihrer Durchführung sollten so angewandt 
werden, dass für die uneingeschränkte Wirkung der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (1) gesorgt wird. 

(28)  Zur Begrenzung des Aufwands für kleine und mittlere Unternehmen, die mittelgroße Feuerungsanlagen betreiben, 
sollten die administrativen Pflichten der Betreiber hinsichtlich der Bereitstellung von Informationen, der 
Überwachung und der Berichterstattung verhältnismäßig sein und so ausgelegt sein, dass Doppelarbeit vermieden 
wird, und der zuständigen Behörde dennoch eine wirksame Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen 
gestatten. 

(29)  Um die Konsistenz und Kohärenz der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen über die 
Durchführung dieser Richtlinie sicherzustellen und den Informationsaustausch zwischen Mitgliedstaaten und der 
Kommission zu fördern, sollte die Kommission mit Unterstützung der Europäischen Umweltagentur ein 
elektronisches Datenübermittlungsinstrument entwickeln, das auch von den Mitgliedstaaten intern für die Bericht­
erstattung und Datenverwaltung auf nationaler Ebene verwendet werden kann. 

(30)  Die Kommission sollte anhand des Stands der Technik bewerten, ob Bedarf an einer Änderung der in Anhang II 
festgelegten Emissionsgrenzwerte für neue mittelgroße Feuerungsanlagen besteht. In diesem Zusammenhang 
sollte die Kommission außerdem prüfen, ob die Festlegung von spezifischen Emissionsgrenzwerten für andere 
Schadstoffe wie etwa Kohlenmonoxid und von Mindestanforderungen an die Energieeffizienz erforderlich ist. 

(31)  Zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt sollte der Kommission die Befugnis 
übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Anpassung der in Anhang III Teil 2 Nummer 2 
festgelegten Bestimmungen über die Beurteilung der Einhaltung der Anforderungen zu erlassen. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, 
auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die einschlägigen Dokumente dem Europäischen Parlament 
und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise übermittelt werden. 

(32) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Richtlinie und um die Berichterstat­
tungspflichten der Mitgliedstaaten zu vereinfachen und zu straffen, sollten der Kommission Durchführungsbe­
fugnisse bezüglich der Festlegung der technischen Formate für die Berichterstattung übertragen werden. Diese 
Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (2) ausgeübt werden. 

(33)  Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Verbesserung der Umweltqualität und der menschlichen Gesundheit, 
von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können sondern vielmehr wegen Ihres Umfangs 
und ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in 
Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend 
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für 
die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(34)  Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und den Grundsätzen, die insbesondere in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) anerkannt wurden. Insbesondere soll mit dieser 
Richtlinie die Anwendung des den Umweltschutz betreffenden Artikels 37 der Charta gewährleistet werden. 

(35)  Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der Mitgliedstaaten und der 
Kommission zu Erläuternde Dokumente (3) haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen 
zusätzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen 
der Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler 
Umsetzungsrechtsakte erläutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung 
derartiger Dokumente für gerechtfertigt — 
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(1) Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates (ABl. L 41 vom 14.2.2003, S. 26). 

(2) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 

(3) ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14. 



HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Richtlinie enthält Vorschriften zur Begrenzung der Emissionen von Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxiden (NOx) 
und Staub aus mittelgroßen Feuerungsanlagen in die Luft und damit zur Verringerung der atmosphärischen Emissionen 
im Allgemeinen und der von solchen Emissionen ausgehenden potenziellen Risiken für die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt. 

Diese Richtlinie legt zudem Vorschriften über die Überwachung der Emissionen von Kohlenmonoxid (CO) fest. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und weniger 
als 50 MW (im Folgenden „mittelgroße Feuerungsanlagen“), unabhängig von der Art des verwendeten Brennstoffs. 

(2) Diese Richtlinie gilt auch für Kombinationen von neuen mittelgroßen Feuerungsanlagen gemäß Artikel 4, 
einschließlich einer Kombination, bei der die Feuerungswärmeleistung mindestens 50 MW beträgt, es sei denn, diese 
Kombination bildet eine Feuerungsanlage, die unter Kapitel III der Richtlinie 2010/75/EU fällt. 

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für 

a)  Feuerungsanlagen, die unter Kapitel III oder IV der Richtlinie 2010/75/EU fallen; 

b)  Feuerungsanlagen, die unter die Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) fallen; 

c)  Feuerungsanlagen in landwirtschaftlichen Betrieben mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von höchstens 5 MW, 
die als Brennstoff ausschließlich unverarbeitete Geflügelgülle gemäß Artikel 9 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) verwenden; 

d)  Feuerungsanlagen, in denen die gasförmigen Produkte der Verfeuerung zum direkten Erwärmen, zum Trocknen oder 
für eine sonstige Behandlung von Gegenständen oder Materialien genutzt werden; 

e)  Feuerungsanlagen, in denen die gasförmigen Produkte der Verfeuerung für die direkte Gasbeheizung von 
Innenräumen zur Verbesserung der Bedingungen am Arbeitsplatz genutzt werden; 

f)  Nachverbrennungsanlagen, die dafür ausgelegt sind, die Abgase aus industriellen Prozessen durch Verbrennung zu 
reinigen, und die nicht als unabhängige Feuerungsanlagen betrieben werden; 

g)  technische Geräte, die zum Antrieb von Fahrzeugen, Schiffen oder Flugzeugen eingesetzt werden; 

h)  Gasturbinen und Gas- und Dieselmotoren, wenn diese auf Offshore-Plattformen eingesetzt werden; 

i)  Einrichtungen zum Regenerieren von Katalysatoren für katalytisches Kracken; 

j)  Einrichtungen für die Umwandlung von Schwefelwasserstoff in Schwefel; 

k)  Reaktoren, die in der chemischen Industrie verwendet werden; 

l)  Koksöfen; 

m)  Winderhitzer (cowpers); 

n)  Krematorien; 

o)  Feuerungsanlagen, die Raffineriebrennstoffe allein oder zusammen mit anderen Brennstoffen zur Energieerzeugung 
in Mineralöl- und Gasraffinerien verfeuern; 

p)  Ablaugekessel in Anlagen für die Zellstofferzeugung. 
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(1) Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1997 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden Partikeln aus 
Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte (ABl. L 59 vom 27.2.1998, S. 1). 

(2) Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht 
für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 
(Verordnung über tierische Nebenprodukte) (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1). 



(4) Diese Richtlinie gilt nicht für Forschungstätigkeiten, Entwicklungsmaßnahmen oder Erprobungstätigkeiten in 
Verbindung mit mittelgroßen Feuerungsanlagen. Die Mitgliedstaaten können besondere Bedingungen für die Anwendung 
dieses Absatzes festlegen. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff  

1. „Emission“ die Ableitung von Stoffen aus einer Feuerungsanlage in die Luft;  

2. „Emissionsgrenzwert“ die zulässige Menge eines in den Abgasen einer Feuerungsanlage enthaltenen Stoffes, die in 
einem gegebenen Zeitraum in die Luft abgeleitet werden darf;  

3. „Stickstoffoxide“ (NOx) Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, ausgedrückt als Stickstoffdioxid (NO2);  

4. „Staub“ in der Gasphase an der Probenahmestelle dispergierte Partikel jeglicher Form, Struktur oder Dichte, die 
durch Filtration unter spezifizierten Bedingungen nach einer repräsentativen Probenahme des zu analysierenden 
Gases gesammelt werden können und nach dem Trocknen unter spezifizierten Bedingungen vor dem Filter und auf 
dem Filter verbleiben;  

5. „Feuerungsanlage“ jede technische Einrichtung, in der Brennstoffe im Hinblick auf die Nutzung der dabei erzeugten 
Wärme oxidiert werden;  

6. „bestehende Feuerungsanlage“ eine Feuerungsanlage, die vor dem 20. Dezember 2018 in Betrieb genommen wurde 
oder für die vor dem 19. Dezember 2017 nach den nationalen Rechtsvorschriften eine Genehmigung erteilt wurde, 
sofern die Anlage spätestens am 20. Dezember 2018 in Betrieb genommen wurde;  

7. „neue Feuerungsanlage“ eine andere als eine bestehende Feuerungsanlage;  

8. „Motor“ einen Gasmotor, Dieselmotor oder Zweistoffmotor;  

9. „Gasmotor“ einen nach dem Ottoprinzip arbeitenden Verbrennungsmotor mit Fremdzündung des Brennstoffs;  

10. „Dieselmotor“ einen nach dem Dieselprinzip arbeitenden Verbrennungsmotor mit Selbstzündung des Brennstoffs;  

11. „Zweistoffmotor“ einen Verbrennungsmotor mit Selbstzündung des Brennstoffs, der bei der Verbrennung flüssiger 
Brennstoffe nach dem Dieselprinzip und bei der Verbrennung gasförmiger Brennstoffe nach dem Ottoprinzip 
arbeitet;  

12. „Gasturbine“ jede rotierende Maschine, die thermische Energie in mechanische Arbeit umwandelt und hauptsächlich 
aus einem Verdichter, aus einer Brennkammer, in der Brennstoff zur Erhitzung des Arbeitsmediums oxidiert wird, 
und aus einer Turbine besteht; darunter fallen Gasturbinen mit offenem Kreislauf, kombinierte Gas- und 
Dampfturbinen sowie Gasturbinen mit Kraft-Wärme-Kopplung, alle jeweils mit oder ohne Zusatzfeuerung;  

13. „kleines, isoliertes Netz“ ein kleines, isoliertes Netz im Sinne der Definition in Artikel 2 Nummer 26 der Richtlinie 
2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1);  

14. „isoliertes Kleinstnetz“ ein isoliertes Kleinstnetz im Sinne der Definition von Artikel 2 Nummer 27 der Richtlinie 
2009/72/EG;  

15. „Brennstoff“ alle festen, flüssigen oder gasförmigen brennbaren Stoffe (zu denen auch Kraftstoffe zählen);  

16. „Raffineriebrennstoff“ alle festen, flüssigen oder gasförmigen brennbaren Stoffe aus den Destillations- und 
Konversionsstufen der Rohölraffinierung, einschließlich Raffineriebrenngas, Synthesegas, Raffinerieöle und 
Petrolkoks;  

17. „Abfall“ Abfall im Sinne der Definition von Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (2); 
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(1) Richtlinie 2009/72/EG vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003/54/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 55). 

(2) Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung 
bestimmter Richtlinien (ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3). 



18. „Biomasse“ 

a)  Produkte land- oder forstwirtschaftlichen Ursprungs aus pflanzlichem Material, die als Brennstoff zur 
energetischen Rückgewinnung verwendet werden können; 

b)  nachstehende Abfälle: 

i)  pflanzliche Abfälle aus der Land- und Forstwirtschaft; 

ii)  pflanzliche Abfälle aus der Nahrungsmittelindustrie, falls die erzeugte Wärme genutzt wird; 

iii)  faserige pflanzliche Abfälle aus der Herstellung von natürlichem Zellstoff und aus der Herstellung von Papier 
aus Zellstoff, sofern sie am Herstellungsort mitverbrannt werden und die erzeugte Wärme genutzt wird; 

iv)  Korkabfälle; 

v)  Holzabfälle mit Ausnahme von Holzabfällen, die infolge einer Behandlung mit Holzschutzmitteln oder 
infolge einer Beschichtung halogenorganische Verbindungen oder Schwermetalle enthalten können, und zu 
denen insbesondere Holzabfälle aus Bau- und Abbruchabfällen gehören;  

19. „Gasöl“ 

a)  aus Erdöl gewonnene flüssige Kraft- oder Brennstoffe der KN-Codes 2710 19 25, 2710 19 29, 2710 19 47, 
2710 19 48, 2710 20 17 oder 2710 20 19; oder 

b)  aus Erdöl gewonnene flüssige Kraft- oder Brennstoffe, bei deren Destillation bei 250 °C nach der 
ASTM-D86-Methode weniger als 65 Volumenprozent (einschließlich Verluste) und bei 350 °C mindestens 
85 Volumenprozent (einschließlich Verluste) übergehen;  

20. „Erdgas“ natürlich vorkommendes Methangas mit nicht mehr als 20 Volumenprozent Inertgasen und sonstigen 
Bestandteilen;  

21. „Schweröl“ 

a)  aus Erdöl gewonnene flüssige Kraft- oder Brennstoffe der KN-Codes 2710 19 51 bis 2710 19 68, 2710 20 31, 
2710 20 35 oder 2710 20 39; oder 

b)  aus Erdöl gewonnene flüssige Kraft- oder Brennstoffe, mit Ausnahme der unter der Nummer 19 genannten 
Gasöle, die aufgrund ihres Destillationsbereichs unter die Schweröle fallen, die zur Verwendung als Kraft- oder 
Brennstoff bestimmt sind und bei deren Destillation bei 250 °C nach der ASTM-D86-Methode weniger als 
65 Volumenprozent (einschließlich Verluste) übergehen; kann die Destillation nicht anhand der ASTM-D86- 
Methode bestimmt werden, wird das Erdölerzeugnis ebenfalls als Schweröl eingestuft;  

22. „Betriebsstunden“ den in Stunden ausgedrückten Zeitraum, in dem sich eine Feuerungsanlage in Betrieb befindet 
und Emissionen in die Luft abgibt, ohne An- und Abfahrzeiten;  

23. „Betreiber“ eine natürliche oder juristische Person, die die Feuerungsanlage betreibt oder kontrolliert oder der, sofern 
in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen, die ausschlaggebende wirtschaftliche Verfügungsmacht über deren 
technischen Betrieb übertragen worden ist;  

24. „Gebiet“ einen Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats, das dieser Mitgliedstaat, wie in der Richtlinie 2008/50/EG 
festgelegt, für die Beurteilung und Kontrolle der Luftqualität abgegrenzt hat. 

Artikel 4 

Aggregation 

Eine aus zwei oder mehr neuen mittelgroßen Feuerungsanlagen gebildete Kombination gilt für die Zwecke dieser 
Richtlinie als eine einzige mittelgroße Feuerungsanlage, und für die Berechnung der gesamten Feuerungswärmeleistung 
der Anlage werden ihre Feuerungswärmeleistungen addiert, wenn 

—  die Abgase dieser mittelgroßen Feuerungsanlagen über einen gemeinsamen Schornstein abgeleitet werden oder 

—  die Abgase dieser mittelgroßen Feuerungsanlagen nach Ansicht der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung 
technischer und wirtschaftlicher Faktoren über einen gemeinsamen Schornstein abgeleitet werden könnten. 
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Artikel 5 

Genehmigungen und Registrierung 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass keine neue mittelgroße 
Feuerungsanlage ohne Genehmigung oder Registrierung betrieben wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ab dem 1. Januar 2024 keine 
bestehende mittelgroße Feuerungsanlage mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW ohne Genehmigung 
oder Registrierung betrieben wird. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ab dem 1. Januar 2029 keine 
bestehende mittelgroße Feuerungsanlage mit einer Feuerungswärmeleistung von höchstens 5 MW ohne Genehmigung 
oder Registrierung betrieben wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten legen das Verfahren für die Erteilung einer Genehmigung oder für eine Registrierung in Bezug 
auf mittelgroße Feuerungsanlagen fest. Diese Verfahren müssen zumindest die Verpflichtung des Betreibers umfassen, die 
zuständige Behörde über den Betrieb oder die Absicht des Betriebs einer mittelgroßen Feuerungsanlage zu unterrichten, 
und mindestens die in Anhang I genannten Angaben vorzulegen. 

(4) Die zuständige Behörde registriert die mittelgroße Feuerungsanlage oder leitet das Verfahren für die Erteilung einer 
Genehmigung innerhalb eines Monats nach der Mitteilung der Informationen gemäß Absatz 3 seitens des Betreibers ein. 
Die zuständige Behörde unterrichtet den Betreiber über die Registrierung bzw. den Beginn des Verfahrens für die 
Erteilung einer Genehmigung. 

(5) Die zuständige Behörde führt ein Register mit Informationen über jede mittelgroße Feuerungsanlage, in dem auch 
die in Anhang I genannten Informationen und die gemäß Artikel 9 erhaltenen Informationen aufgezeichnet werden. 
Bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen werden ab dem Datum der Registrierung oder der Genehmigung gemäß dieser 
Richtlinie in das Register aufgenommen. Die zuständige Behörde macht die im Register enthaltenen Informationen im 
Einklang mit der Richtlinie 2003/4/EG öffentlich zugänglich, unter anderem auch über das Internet. 

(6) Unbeschadet der Genehmigungs- oder Registrierungspflicht für mittelgroße Feuerungsanlagen können die 
Mitgliedstaaten Anforderungen in Bezug auf bestimmte Kategorien von mittelgroßen Feuerungsanlagen in allgemein 
bindende Vorschriften aufnehmen. Werden allgemeine bindende Vorschriften erlassen, so genügt es, wenn in der 
Genehmigung oder Registrierung auf diese Vorschriften verwiesen wird. 

(7) Im Fall der mittelgroßen Feuerungsanlagen, die Teil einer unter Kapitel II der Richtlinie 2010/75/EU fallenden 
Anlage sind, gelten die Anforderungen dieses Artikels dann als erfüllt, wenn die genannte Richtlinie eingehalten wird. 

(8) Eine Genehmigung oder Registrierung, die im Einklang mit anderen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Unionsrechtsvorschriften erteilt bzw. vorgenommen wurde, kann mit der nach Absatz 1 erforderlichen Genehmigung 
oder Registrierung zu einer einzigen Genehmigung oder Registrierung zusammengefasst werden, sofern diese einzige 
Genehmigung oder Registrierung die aufgrund dieses Artikels erforderlichen Informationen enthält. 

Artikel 6 

Emissionsgrenzwerte 

(1) Unbeschadet des Kapitels II der Richtlinie 2010/75/EU finden auf mittelgroße Feuerungsanlagen gegebenenfalls die 
in Anhang II der vorliegenden Richtlinie festgelegten Emissionsgrenzwerte Anwendung. 

Die in Anhang II festgelegten Emissionsgrenzwerte gelten nicht für mittelgroße Feuerungsanlagen auf den Kanaren, in 
den französischen überseeischen Departements und auf den Azoren und Madeira. Die betreffenden Mitgliedstaaten legen 
für diese Anlagen Emissionsgrenzwerte fest, um ihre Emissionen in die Luft und die potenziellen Risiken für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt zu verringern. 

(2) Ab dem 1. Januar 2025 dürfen die in die Luft eingebrachten SO2-, NOx- und Staubemissionen aus einer 
bestehenden mittelgroßen Feuerungsanlage mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW die in Anhang II 
Teil 1 Tabellen 2 und 3 festgelegten Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 

Ab dem 1. Januar 2030 dürfen die in die Luft eingebrachten SO2-, NOx- und Staubemissionen aus einer bestehenden 
mittelgroßen Feuerungsanlage mit einer Feuerungswärmeleistung von höchstens 5 MW die in Anhang II Teil 1 
Tabellen 1 und 3 festgelegten Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 

28.11.2015 L 313/8 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(3) Die Mitgliedstaaten können bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen, die im gleitenden Durchschnitt über einen 
Zeitraum von fünf Jahren nicht mehr als 500 Betriebsstunden pro Jahr in Betrieb sind, von der Einhaltung der in 
Anhang II Teil 1 Tabellen 1, 2 und 3 festgelegten Emissionsgrenzwerte befreien. 

Die Mitgliedstaaten können die Grenze gemäß Unterabsatz 1 in den folgenden Notfällen oder Fällen des Vorliegens 
außergewöhnlicher Umstände auf 1 000 Betriebsstunden ausweiten: 

—  zur Notstromerzeugung auf an das Netz angeschlossenen Inseln, wenn die Hauptstromversorgung zu einer Insel 
unterbrochen ist; 

—  bei mittelgroßen Feuerungsanlagen, die zur Wärmeerzeugung genutzt werden, in Fällen von außergewöhnlich kalten 
Witterungsbedingungen. 

In allen in diesem Absatz genannten Fällen gilt für Anlagen, in denen feste Brennstoffe verfeuert werden, ein Emissions­
grenzwert für Staub von 200 mg/Nm3. 

(4) Bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen, die Teil kleiner, isolierter Netze und isolierter Kleinstnetze sind, müssen 
ab dem 1. Januar 2030 den in Anhang II Teil 1 Tabellen 1, 2 und 3 festgelegten Emissionsgrenzwerten entsprechen. 

(5) Bis zum 1. Januar 2030 können die Mitgliedstaaten bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungs­
wärmeleistung von mehr als 5 MW von der Einhaltung der in Anhang II genannten Emissionsgrenzwerte befreien, wenn 
mindestens 50 % der erzeugten Nutzwärme der Anlage, berechnet als gleitender Durchschnitt über einen Zeitraum von 
fünf Jahren, in Form von Dampf oder Warmwasser an ein öffentliches Fernwärmenetz abgegeben werden. Im Falle einer 
solchen Befreiung dürfen die von der zuständigen Behörde festgelegten Emissionsgrenzwerte 1 100 mg/Nm3 bei SO2 
und 150 mg/Nm3 bei Staub nicht überschreiten. 

Bis zum 1. Januar 2030 können die Mitgliedstaaten mittelgroße Feuerungsanlagen, die feste Biomasse als 
Hauptbrennstoff verwenden und die sich in Gebieten befinden, in denen gemäß den Beurteilungen im Rahmen der 
Richtlinie 2008/50/EG für die Einhaltung der in der genannten Richtlinie festgelegten Grenzwerte gesorgt ist, von der 
Einhaltung der in Anhang II der vorliegenden Richtlinie festgelegten Staubemissionsgrenzwerte befreien. Im Falle einer 
solchen Befreiung dürfen die von der zuständigen Behörde festgelegten Emissionsgrenzwerte 150 mg/Nm3 für Staub 
nicht überschreiten. 

Die zuständige Behörde stellt in jedem Fall sicher, dass keine erheblichen Umweltverschmutzungen verursacht werden 
und ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt erreicht wird. 

(6) Bis zum 1. Januar 2030 können die Mitgliedstaaten bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungs­
wärmeleistung von mehr als 5 MW, wenn sie zum Betrieb von Gasverdichterstationen eingesetzt werden, die im 
Interesse der Sicherheit und Zuverlässigkeit eines nationalen Gasübertragungssystems nötig sind, von der Einhaltung der 
Emissionsgrenzwerte für NOx in Anhang II Teil 1 Tabelle 3 befreien. 

(7) Ab dem 20. Dezember 2018 dürfen die in die Luft eingebrachten SO2-, NOx- und Staubemissionen aus einer 
neuen mittelgroßen Feuerungsanlage die in Anhang II Teil 2 festgesetzten Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 

(8) Die Mitgliedstaaten können neue mittelgroße Feuerungsanlagen, die im gleitenden Durchschnitt über einen 
Zeitraum von drei Jahren nicht mehr als 500 Betriebsstunden pro Jahr in Betrieb sind, von der Einhaltung der in 
Anhang II Teil 2 festgelegten Emissionsgrenzwerte befreien. Im Falle einer solchen Befreiung gilt für Anlagen, in denen 
feste Brennstoffe verfeuert werden, ein Emissionsgrenzwert für Staub von 100 mg/Nm3. 

(9) In Gebieten oder Teilgebieten, in denen die Luftqualitätsgrenzwerte gemäß der Richtlinie 2008/50/EG nicht 
eingehalten werden, prüfen die Mitgliedstaaten, ob auf einzelne mittelgroße Feuerungsanlagen in diesen Gebieten oder 
Teilgebieten als Teil der Ausarbeitung von Luftqualitätsplänen gemäß Artikel 23 der Richtlinie 2008/50/EG strengere 
Emissionsgrenzwerte als die in der vorliegenden Richtlinie festgelegten angewendet werden müssen, wobei die Ergebnisse 
des Informationsaustauschs gemäß Absatz 10 dieses Artikels zu berücksichtigen sind, sofern die Anwendung solcher 
Emissionsgrenzwerte effektiv zu einer merklichen Verbesserung der Luftqualität beitragen würde. 

(10) Die Kommission organisiert einen Informationsaustausch mit den Mitgliedstaaten, den betroffenen Branchen und 
nichtstaatlichen Organisationen über die Emissionsniveaus, die mit den besten verfügbaren Technologien und Zukunfts­
technologien erreicht werden können, und über die zugehörigen Kosten. 

Die Kommission veröffentlicht die Ergebnisse des Informationsaustauschs. 

(11) Die zuständige Behörde kann für eine Dauer von bis zu sechs Monaten eine Abweichung von der Verpflichtung 
zur Einhaltung der in den Absätzen 2 und 7 vorgesehenen Emissionsgrenzwerte für SO2 bei mittelgroßen 
Feuerungsanlagen gewähren, in denen normalerweise ein schwefelarmer Brennstoff verfeuert wird, wenn der Betreiber 
aufgrund einer sich aus einer erheblichen Mangellage ergebenden Unterbrechung der Versorgung mit schwefelarmem 
Brennstoff nicht in der Lage ist, diese Emissionsgrenzwerte einzuhalten. 
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Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission innerhalb eines Monats über jede gemäß Unterabsatz 1 gewährte 
Abweichung. 

(12) Die zuständige Behörde kann eine Abweichung von der Verpflichtung zur Einhaltung der in den Absätzen 2 
und 7 vorgesehenen Emissionsgrenzwerte in den Fällen gewähren, in denen eine mittelgroße Feuerungsanlage, in der nur 
gasförmiger Brennstoff verfeuert wird, wegen einer plötzlichen Unterbrechung der Gasversorgung ausnahmsweise auf 
andere Brennstoffe ausweichen muss und aus diesem Grund mit einer sekundären Emissionsminderungsvorrichtung 
ausgestattet werden müsste. Eine solche Abweichung wird für einen Zeitraum von nicht mehr als zehn Tagen gewährt, es 
sei denn, der Betreiber weist der zuständigen Behörde nach, dass ein längerer Zeitraum gerechtfertigt ist. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission innerhalb eines Monats über jede gemäß Unterabsatz 1 gewährte 
Abweichung. 

(13) Werden in einer mittelgroßen Feuerungsanlage gleichzeitig zwei oder mehr Brennstoffe verwendet, wird der 
Emissionsgrenzwert für jeden Schadstoff folgendermaßen berechnet: 

a)  Bestimmung des Emissionsgrenzwerts für jeden einzelnen Brennstoff nach Maßgabe von Anhang II; 

b)  Ermittlung der gewichteten Emissionsgrenzwerte für die einzelnen Brennstoffe; diese Werte erhält man, indem man 
die einzelnen Emissionsgrenzwerte nach Buchstabe a mit der Wärmeleistung der einzelnen Brennstoffe multipliziert 
und das Produkt durch die Summe der Wärmeleistung aller Brennstoffe dividiert; und 

c)  Addition der gewichteten Emissionsgrenzwerte für die einzelnen Brennstoffe. 

Artikel 7 

Pflichten des Betreibers 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betreiber die Emissionen zumindest im Einklang mit Anhang III Teil 1 
überwacht. 

(2) Bei mittelgroßen Feuerungsanlagen, in denen mehrere Brennstoffe verwendet werden, werden die Emissionen 
während der Verfeuerung eines Brennstoffs oder Brennstoffgemischs, bei dem die höchste Emissionsmenge zu erwarten 
ist, in einem für normale Betriebsbedingungen repräsentativen Zeitraum überwacht. 

(3) Der Betreiber zeichnet alle Überwachungsergebnisse so auf und verarbeitet sie so, dass die Einhaltung der 
Emissionsgrenzwerte gemäß den Vorschriften in Anhang III Teil 2 überprüft werden kann. 

(4) Bei mittelgroßen Feuerungsanlagen, in denen zur Einhaltung der Emissionsgrenzwerte eine sekundäre Emissions­
minderungsvorrichtung verwendet wird, führt der Betreiber Aufzeichnungen hinsichtlich des effektiven kontinuierlichen 
Betriebs dieser Minderungsvorrichtung bzw. hält Informationen zum diesbezüglichen Nachweis vor. 

(5) Der Betreiber einer mittelgroßen Feuerungsanlage bewahrt Folgendes auf: 

a)  die Genehmigung oder den Nachweis der Registrierung durch die zuständige Behörde und, falls relevant, ihre 
aktualisierte Fassung und zugehörige Informationen; 

b)  die Überwachungsergebnisse und Informationen nach den Absätzen 3 und 4; 

c)  gegebenenfalls Aufzeichnungen über Betriebsstunden nach Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 6 Absatz 8; 

d)  Aufzeichnungen über die Art und Menge der in der Anlage verwendeten Brennstoffe und über etwaige Störungen 
oder Ausfälle der sekundären Emissionsminderungsvorrichtung; 

e)  Aufzeichnungen über Fälle von Nichteinhaltung der Anforderungen und die diesbezüglich ergriffenen Maßnahmen 
nach Absatz 7. 

Die in Unterabsatz 1 unter den Buchstaben b bis e genannten Daten und Informationen werden mindestens sechs Jahre 
lang aufbewahrt. 

(6) Der Betreiber stellt der zuständigen Behörde die in Absatz 5 genannten Daten und Informationen auf 
Aufforderung ohne vermeidbare Verzögerung zur Verfügung. Die zuständige Behörde kann eine solche Aufforderung 
aussprechen, um die Einhaltung der Anforderungen dieser Richtlinie zu überprüfen. Die zuständige Behörde spricht eine 
solche Aufforderung aus, wenn eine Person Zugang zu den in Absatz 5 genannten Daten oder Informationen verlangt. 
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(7) Im Fall der Nichteinhaltung der in Anhang II festgelegten Emissionsgrenzwerte ergreift der Betreiber unbeschadet 
der in Artikel 8 vorgeschriebenen Maßnahmen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Einhaltung 
der Anforderungen so schnell wie möglich wiederhergestellt wird. Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften über die Art, 
die Häufigkeit und das Format der Informationen zu Fällen der Nichteinhaltung der Anforderungen, die der zuständigen 
Behörde durch die Betreiber zu übermitteln sind, fest. 

(8) Der Betreiber gewährt der zuständigen Behörde jede notwendige Unterstützung, damit diese Inspektionen und 
Besichtigungen vor Ort sowie Probenahmen durchführen und die Informationen sammeln kann, die zur Erfüllung ihrer 
Pflichten im Rahmen dieser Richtlinie erforderlich sind. 

(9) Der Betreiber hält die An- und Abfahrzeiten mittelgroßer Feuerungsanlagen möglichst kurz. 

Artikel 8 

Kontrolle der Einhaltung von Anforderungen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gültige Werte von gemäß Anhang III überwachten Emissionen die in 
Anhang II festgelegten Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 

(2) Die Mitgliedstaaten richten ein wirksames System zur Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen dieser 
Richtlinie ein, das entweder auf Umweltinspektionen oder auf anderen Maßnahmen basiert. 

(3) Bei einer Nichteinhaltung der Anforderungen stellen die Mitgliedstaaten zusätzlich zu den vom Betreiber gemäß 
Artikel 7 Absatz 7 zu ergreifenden Maßnahmen sicher, dass die zuständige Behörde den Betreiber verpflichtet, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die Anforderungen ohne vermeidbare Verzögerungen 
wieder eingehalten werden. 

Verursacht die Nichteinhaltung der Anforderungen eine erhebliche Verschlechterung der Luftqualität vor Ort, wird der 
Betrieb der mittelgroßen Feuerungsanlage ausgesetzt, bis die Anforderungen wieder eingehalten werden. 

Artikel 9 

Änderungen an mittelgroßen Feuerungsanlagen 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Betreiber der zuständigen 
Behörde jede geplante Änderung an der mittelgroßen Feuerungsanlage, die sich auf die anzuwendenden Emissions­
grenzwerte auswirken würde, ohne vermeidbare Verzögerungen mitteilt. 

Die zuständige Behörde aktualisiert die Genehmigung oder Registrierung erforderlichenfalls entsprechend. 

Artikel 10 

Zuständige Behörden 

Die Mitgliedstaaten benennen die Behörden, die für die Erfüllung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Pflichten 
zuständig sind. 

Artikel 11 

Berichterstattung 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 1. Oktober 2026 und bis zum 1. Oktober 2031 einen 
Bericht mit qualitativen und quantitativen Informationen über die Umsetzung der vorliegenden Richtlinie, über 
getroffene Maßnahmen zur Überprüfung der Konformität des Betriebs mittelgroßer Feuerungsanlagen mit der 
vorliegenden Richtlinie sowie über etwaige zu diesem Zweck getroffene Durchsetzungsmaßnahmen. 

Der in Unterabsatz 1 genannte erste Bericht enthält eine Schätzung der jährlichen Gesamtemissionen von SO2, NOx und 
Staub aus mittelgroßen Feuerungsanlagen, aufgeschlüsselt nach Art der Anlage, Brennstofftypen und Kapazitätsklassen. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission außerdem bis zum 1. Januar 2021 einen Bericht mit einer 
Schätzung der jährlichen CO-Gesamtemissionen und mit verfügbaren Informationen über die Konzentration der 
CO-Emissionen von mittelgroßen Feuerungsanlagen, aufgeschlüsselt nach Brennstofftypen und Kapazitätsklassen. 
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(3) Für die Berichterstattung gemäß den Absätzen 1 und 2 stellt die Kommission den Mitgliedstaaten ein 
elektronisches Datenübermittlungsinstrument zur Verfügung. 

Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten die technischen Formate für die Berichterstattung fest, um 
die Berichterstattungspflichten der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Informationen nach den Absätzen 1 und 2 dieses 
Artikels zu vereinfachen und zu straffen. Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 15 genannten 
Prüfverfahren erlassen. 

(4) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat binnen zwölf Monaten nach Eingang der 
von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 dieses Artikels übermittelten Berichte und unter Berücksichtigung der gemäß 
Artikel 6 Absatz 11 und Artikel 6 Absatz 12 übermittelten Informationen einen zusammenfassenden Bericht. 

(5) Die Kommission wird bei ihren Aufgaben gemäß den Absätzen 3 und 4 von der Europäischen Umweltagentur 
unterstützt. 

Artikel 12 

Überprüfung 

(1) Bis zum 1. Januar 2020 überprüft die Kommission die Fortschritte bezüglich der Energieeffizienz von 
mittelgroßen Feuerungsanlagen und beurteilt den Nutzen der Festlegung von Mindestanforderungen für die 
Energieeffizienz im Einklang mit den besten verfügbaren Techniken; 

(2) Bis zum 1. Januar 2023 prüft die Kommission, ob die Bestimmungen über Anlagen, die Teile von kleinen 
isolierten Netzen oder isolierten Kleinstnetzen sind, sowie Anhang II Teil 2 anhand des Stands der Technik überarbeitet 
werden müssen. 

Als Teil dieser Überprüfung prüft die Kommission zudem, ob bei bestimmten oder allen Arten mittelgroßer 
Feuerungsanlagen eine Notwendigkeit zur Regulierung der CO-Emissionen besteht. 

Anschließend findet alle zehn Jahre eine Überprüfung statt, die eine Beurteilung der Frage umfasst, ob die Festlegung 
strengerer Emissionsgrenzwerte insbesondere für neue mittelgroße Feuerungsanlagen angebracht ist. 

(3) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht mit den Ergebnissen der 
Überprüfungen gemäß Absatz 1 und 2, gegebenenfalls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag. 

Artikel 13 

Änderung der Anhänge 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 14 zur Anpassung von Anhang III Teil 2 Nummer 2 an 
den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

Artikel 14 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 13 wird der Kommission für einen Zeitraum von 
fünf Jahren ab dem 18. Dezember 2015 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des 
Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer 
solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 13 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem darin angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat. 
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(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 13 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische 
Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der 
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen 
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 15 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 75 Absatz 1 der Richtlinie 2010/75/EU eingesetzten Ausschuss 
unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(3) Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, erlässt die Kommission den Durchführungsrechtsakt nicht und 
Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung. 

Artikel 16 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur 
Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um für deren Durchsetzung 
zu sorgen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission diese Vorschriften spätestens bis zum 19. Dezember 2017 mit und unterrichten sie unverzüglich 
über alle späteren Änderungen dieser Vorschriften. 

Artikel 17 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie 
spätestens bis zum 19. Dezember 2017 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 18 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 19 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 25. November 2015. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ  

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. SCHMIT   
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ANHANG I 

VOM BETREIBER DER ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDE VORZULEGENDE INFORMATIONEN  

1. Feuerungswärmeleistung (MW) der mittelgroßen Feuerungsanlage;  

2. Art der mittelgroßen Feuerungsanlage (Dieselmotor, Gasturbine, Zweistoffmotor, sonstiger Motor, sonstige 
mittelgroße Feuerungsanlage);  

3. Art und jeweiliger Anteil der verwendeten Brennstoffe nach den Brennstoffkategorien nach Anhang II;  

4. Datum der Inbetriebnahme der mittelgroßen Feuerungsanlage oder, wenn das genaue Datum der Inbetriebnahme 
nicht bekannt ist, Nachweise dafür, dass der Betrieb vor dem 20. Dezember 2018 aufgenommen wurde;  

5. Wirtschaftszweig der mittelgroßen Feuerungsanlage oder der Betriebseinrichtung, in der sie eingesetzt wird 
(NACE-Code);  

6. voraussichtliche Zahl der jährlichen Betriebsstunden der mittelgroßen Feuerungsanlage und durchschnittliche 
Betriebslast;  

7. wenn von der Befreiungsmöglichkeit gemäß Artikel 6 Absatz 3 oder Artikel 6 Absatz 8 Gebrauch gemacht wird: eine 
vom Betreiber unterzeichnete Erklärung, der zufolge die mittelgroße Feuerungsanlage nicht mehr als die Zahl der in 
jenen Absätzen genannten Stunden in Betrieb sein wird;  

8. Name und Geschäftssitz des Betreibers sowie — bei ortsfesten mittelgroßen Feuerungsanlagen — Standort der Anlage 
mit Anschrift.  
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ANHANG II 

EMISSIONSGRENZWERTE GEMÄSS ARTIKEL 6 

Alle Emissionsgrenzwerte in diesem Anhang sind definiert für eine Temperatur von 273,15 K, einen Druck von 
101,3 kPa und nach Abzug des Wasserdampfgehalts des Abgases sowie für einen Bezugs-O2-Gehalt von 6 % bei mit 
festen Brennstoffen betriebenen mittelgroßen Feuerungsanlagen, 3 % bei mit flüssigen und gasförmigen Brennstoffen 
betriebenen mittelgroßen Feuerungsanlagen mit Ausnahme von Motoren und Gasturbinen und 15 % bei Motoren und 
Gasturbinen. 

TEIL 1 

Emissionsgrenzwerte für bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen 

Tabelle 1 

Emissionsgrenzwerte (mg/Nm3) für bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 
mindestens 1 MW und höchstens 5 MW mit Ausnahme von Motoren und Gasturbinen 

Schadstoff Feste Biomasse Andere feste 
Brennstoffe Gasöl 

Flüssige Brenn­
stoffe, ausge­

nommen Gasöl 
Erdgas 

Gasförmige 
Brennstoffe, aus­

genommen 
Erdgas 

SO2 200 (1) (2) 1 100 — 350 — 200 (3) 

NOx 650 650 200 650 250 250 

Staub 50 50 — 50 — — 

(1)  Der Wert gilt nicht für Anlagen, die ausschließlich feste Holzbiomasse verfeuern. 
(2)  300 mg/Nm3 bei Anlagen, die Stroh verfeuern. 
(3)  400 mg/Nm3 bei Anlagen, die Koksofengase mit niedrigem Heizwert in der Eisen- und Stahlindustrie verfeuern.  

Tabelle 2 

Emissionsgrenzwerte (mg/Nm3) für bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 
mehr als 5 MW mit Ausnahme von Motoren und Gasturbinen 

Schadstoff Feste Biomasse Andere feste 
Brennstoffe Gasöl 

Flüssige Brenn­
stoffe, ausge­

nommen Gasöl 
Erdgas 

Gasförmige 
Brennstoffe, aus­

genommen 
Erdgas 

SO2 200 (1) (2) 400 (3) — 350 (4) — 35 (5) (6) 

NOx 650 650 200 650 200 250 

Staub 30 (7) 30 (7) — 30 — — 

(1)  Der Wert gilt nicht für Anlagen, die ausschließlich feste Holzbiomasse verfeuern. 
(2)  300 mg/Nm3 bei Anlagen, die Stroh verfeuern. 
(3)  1 100 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW und höchstens 20 MW. 
(4)  Bis zum 1. Januar 2030 850 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW und höchstens 20 MW, 

die Schweröl verfeuern. 
(5)  400 mg/Nm3 bei Koksofengasen mit niedrigem Heizwert und 200 mg/Nm3 bei Hochofengasen mit niedrigem Heizwert in der 

Eisen- und Stahlindustrie. 
(6)  170 mg/Nm3 bei Biogas. 
(7)  50 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW und höchstens 20 MW.  
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Tabelle 3 

Emissionsgrenzwerte (mg/Nm3) für bestehende Motoren und Gasturbinen 

Schadstoff 
Art der mittel­

großen Feuerungs­
anlage 

Gasöl 
Flüssige Brenn­

stoffe, ausgenom­
men Gasöl 

Erdgas 
Gasförmige Brenn­
stoffe, ausgenom­

men Erdgas 

SO2 Motoren und 
Gasturbinen 

— 120 — 15 (1) (2) 

NOx Motoren 190 (3) (4) 190 (3) (5) 190 (6) 190 (6) 

Gasturbinen (7) 200 200 150 200 

Staub Motoren und 
Gasturbinen 

— 10 (8) — — 

(1)  60 mg/Nm3 bei Biogas. 
(2)  130 mg/Nm3 bei Koksofengasen mit niedrigem Heizwert und 65 mg/Nm3 bei Hochofengasen mit niedrigem Heizwert in der Eisen- 

und Stahlindustrie. 
(3)  1 850 mg/Nm3 in folgenden Fällen: 

i)  bei Dieselmotoren, mit deren Bau vor dem 18. Mai 2006 begonnen wurde; 
ii)  bei Zweistoffmotoren im Betrieb mit flüssigen Brennstoffen. 

(4)  250 mg/Nm3 bei Motoren mit einer Feuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW. 
(5) 250 mg/Nm3 bei Motoren mit einer Feuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW; 225 mg/Nm3 bei Moto­

ren mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW und höchstens 20 MW. 
(6)  380 mg/Nm3 bei Zweistoffmotoren im Betrieb mit gasförmigen Brennstoffen. 
(7)  Die Emissionsgrenzwerte gelten nur bei einer Last von über 70 %. 
(8)  20 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 20 MW.  

TEIL 2 

Emissionsgrenzwerte für neue mittelgroße Feuerungsanlagen 

Tabelle 1 

Emissionsgrenzwerte (mg/Nm3) für neue mittelgroße Feuerungsanlagen mit Ausnahme von Motoren und Gasturbinen 

Schadstoff Feste Biomasse Andere feste 
Brennstoffe Gasöl 

Flüssige Brenn­
stoffe, ausge­

nommen Gasöl 
Erdgas 

Gasförmige 
Brennstoffe, 

ausgenommen 
Erdgas 

SO2 200 (1) 400 — 350 (2) — 35 (3) (4) 

NOx 300 (5) 300 (5) 200 300 (6) 100 200 

Staub 20 (7) 20 (7) — 20 (8) — — 

(1)  Der Wert gilt nicht für Anlagen, die ausschließlich feste Holzbiomasse verfeuern. 
(2)  Bis 1. Januar 20251 700 mg/Nm3 bei Anlagen, die Teil kleiner isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind. 
(3)  400 mg/Nm3 bei Koksofengasen mit niedrigem Heizwert und 200 mg/Nm3 bei Hochofengasen mit niedrigem Heizwert in der 

Eisen- und Stahlindustrie. 
(4)  100 mg/Nm3 bei Biogas. 
(5)  500 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW. 
(6) Bis 1. Januar 2025 450 mg/Nm3 im Fall des Verfeuerns von Schweröl mit 0,2 % bis 0,3 % N und 360 mg/Nm3 im Fall des Ver­

feuerns von Schweröl mit weniger als 0,2 % N bei Anlagen, die Teil kleiner isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind. 
(7)  50 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW; 30 mg/Nm3 bei 

Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mehr als 5 MW und höchstens 20 MW. 
(8)  50 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW.  
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Tabelle 2 

Emissionsgrenzwerte (mg/Nm3) für neue Motoren und Gasturbinen 

Schadstoff 
Art der mittel­

großen Feuerungs­
anlage 

Gasöl 
Flüssige Brenn­

stoffe, ausgenom­
men Gasöl 

Erdgas 
Gasförmige Brenn­
stoffe, ausgenom­

men Erdgas 

SO2 Motoren und 
Gasturbinen 

— 120 (1) — 15 (2) 

NOx Motoren (3) (4) 190 (5) 190 (5) (6) 95 (7) 190 

Gasturbinen (8) 75 75 (9) 50 75 

Staub Motoren und 
Gasturbinen 

— 10 (10) (11) — —  

(1) Bis 1. Januar 2025 590 mg/Nm3 bei Dieselmotoren, die Teil kleiner isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind.  
(2) 40 mg/Nm3 bei Biogas.  
(3) Motoren mit jährlich 500 bis 1 500 Betriebsstunden können von der Erfüllung dieser Emissionsgrenzwerte ausgenommen werden, 

sofern Primärmaßnahmen zur Begrenzung der NOx-Emissionen angewendet und die Emissionsgrenzwerte gemäß Fußnote 4 erfüllt 
werden.  

(4) Bis zum 1. Januar 2025 in kleinen isolierten Netzen und isolierten Kleinstnetzen 1 850 mg/Nm3 bei Zweistoffmotoren im Betrieb 
mit flüssigen Brennstoffen und 380 mg/Nm3 im Betrieb mit gasförmigen Brennstoffen; 1 300 mg/Nm3 bei Dieselmotoren mit 
≤ 1 200 U/min mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von höchstens 20 MW und 1 850 mg/Nm3 bei Dieselmotoren mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW; 750 mg/Nm3 bei Dieselmotoren mit > 1 200 U/min.  

(5) 225 mg/Nm3 bei Zweistoffmotoren im Betrieb mit flüssigen Brennstoffen.  
(6) 225 mg/Nm3 bei Dieselmotoren mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von höchstens 20 MW mit ≤ 1 200 U/min.  
(7) 190 mg/Nm3 bei Zweistoffmotoren im Betrieb mit gasförmigen Brennstoffen.  
(8) Diese Emissionsgrenzwerte gelten nur bei einer Last von über 70 %.  
(9) Bis 1. Januar 2025 550 mg/Nm3 bei Anlagen, die Teil kleiner isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind.  

(10) Bis 1. Januar 2025 75 mg/Nm3 bei Dieselmotoren, die Teil kleiner isolierter Netze oder isolierter Kleinstnetze sind.  
(11) 20 mg/Nm3 bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 5 MW.   
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ANHANG III 

EMISSIONSÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG DER EINHALTUNG DER ANFORDERUNGEN 

TEIL 1 

Überwachung der Emissionen durch den Betreiber 

1.  Regelmäßige Messungen sind mindestens in folgenden Zeitabständen durchzuführen: 

—  bei mittelgroßen Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mindestens 1 MW und höchstens 
20 MW alle drei Jahre, 

—  bei mittelgroßen Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW jährlich. 

2.  Als Alternative zu den Häufigkeiten gemäß Nummer 1 können bei mittelgroßen Feuerungsanlagen, die den 
Bestimmungen von Artikel 6 Absatz 3 oder Artikel 6 Absatz 8 unterliegen, regelmäßige Messungen mindestens jedes 
Mal dann erforderlich sein, wenn die folgende Betriebsstundenanzahl erreicht ist: 

—  drei Mal die Höchstzahl der durchschnittlichen jährlichen Betriebsstunden, gemäß Artikel 6 Absatz 3 oder 
Artikel 6 Absatz 8 anwendbar auf mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 
mindestens 1 MW und höchstens 20 MW, 

—  die Höchstzahl der durchschnittlichen jährlichen Betriebsstunden, gemäß Artikel 6 Absatz 3 oder Artikel 6 
Absatz 8 anwendbar auf mittelgroße Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW. 

Die regelmäßigen Messungen müssen in jedem Fall mindestens alle fünf Jahre durchgeführt werden. 

3.  Messungen müssen nur vorgenommen werden im Fall von: 

a)  Schadstoffen, für die in dieser Richtlinie in Bezug auf die betroffene Anlage ein Emissionsgrenzwert festgelegt ist, 

b)  CO bei allen Anlagen. 

4.  Die ersten Messungen werden innerhalb von vier Monaten nach der Genehmigung oder Registrierung der Anlage 
oder dem Datum der Betriebsaufnahme durchgeführt; maßgebend ist das spätere Datum. 

5.  Als Alternative zu den Messungen von SO2 gemäß den Nummern 1, 2 und 3 Buchstabe a können auch andere von 
der zuständigen Behörde überprüfte und genehmigte Verfahren zur Bestimmung der SO2-Emissionen verwendet 
werden. 

6.  Als Alternative zu den regelmäßigen Messungen gemäß Nummer 1 können die Mitgliedstaaten kontinuierliche 
Messungen vorschreiben. 

Bei kontinuierlichen Messungen sind die automatisierten Messsysteme mindestens einmal jährlich durch Parallel­
messungen unter Verwendung der Referenzmethoden zu überprüfen; der Betreiber informiert die zuständige Behörde 
über die Ergebnisse dieser Überprüfungen. 

7.  Die Probenahmen und Analysen von Schadstoffen und die Messungen von Prozessparametern sowie etwaige 
alternative Verfahren gemäß den Nummern 5 und 6 werden auf der Grundlage von Verfahren durchgeführt, mit 
denen zuverlässige, repräsentative und vergleichbare Ergebnisse erzielt werden können. Bei Verfahren, die 
harmonisierten EN-Normen genügen, wird davon ausgegangen, dass sie diese Anforderung erfüllen. Während jeder 
Messung muss die Anlage unter stabilen Bedingungen und bei einer repräsentativen gleichmäßigen Last laufen. An- 
und Abfahrzeiten sind in diesem Zusammenhang auszunehmen. 

TEIL 2 

Bewertung der Einhaltung der Anforderungen 

1.  Bei regelmäßigen Messungen gelten die in Artikel 6 aufgeführten Emissionsgrenzwerte als eingehalten, wenn die 
Ergebnisse jeder einzelnen Messreihe oder der anderen Verfahren, die nach Maßgabe der von der zuständigen Behörde 
festgelegten Vorschriften definiert und bestimmt wurden, die Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 
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2.  Bei kontinuierlichen Messungen wird die Einhaltung der in Artikel 6 aufgeführten Emissionsgrenzwerte gemäß 
Anhang V Teil 4 Nummer 1 der Richtlinie 2010/75/EU geprüft. 

Die validierten Mittelwerte werden gemäß Anhang V Teil 3 Nummern 9 und 10 der Richtlinie 2010/75/EU 
bestimmt. 

3.  Bei der Berechnung der durchschnittlichen Emissionswerte bleiben die während der Zeitabschnitte gemäß Artikel 6 
Absatz 11 und Artikel 6 Absatz 12 sowie die während der An- und Abfahrzeiten gemessenen Werte unberück­
sichtigt.  
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2015/2194 DES RATES 

vom 23. November 2015 

über den Abschluss — im Namen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten — des 
Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer 
Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Russischen Föderation andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur 

Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 91, Artikel 100 
Absatz 2, Artikel 207 und Artikel 212 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt der Republik Kroatien, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Im Einklang mit Beschluss 2014/956/EU des Rates (1) wurde das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft 
und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Russischen Föderation andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien 
zur Europäischen Union (im Folgenden „Protokoll“) vorbehaltlich seines Abschlusses unterzeichnet. 

(2)  Der Abschluss des Protokolls ist im Hinblick auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Europäischen 
Atomgemeinschaft fallen, Gegenstand eines getrennten Verfahrens. 

(3)  Das Protokoll sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Russischen Föderation andererseits anlässlich des 
Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union wird im Namen der Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedstaaten genehmigt. (2) 
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(1) Beschluss 2014/956/EU des Rates vom 23. Juli 2014 über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedstaaten — und vorläufige Anwendung des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung 
einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Russischen Föderation 
andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union (ABl. L 373 vom 31.12.2014, S. 1). 

(2) Der Wortlaut des Protokolls wurde zusammen mit dem Beschluss über seine Unterzeichnung im Amtsblatt ABl. L 373 vom 31.12.2014, 
S. 3 veröffentlicht. 



Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu bestellen, die befugt ist (sind), die Genehmigungsurkunde 
nach Artikel 4 Absatz 1 des Protokolls im Namen der Union und ihrer Mitgliedstaaten zu hinterlegen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 23. November 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
C. MEISCH  
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VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2015/2195 DER KOMMISSION 

vom 9. Juli 2015 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Europäischen Sozialfonds im Hinblick auf die Definition von standardisierten 
Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen für die Erstattung von Ausgaben der Mitgliedstaaten 

durch die Kommission 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen 
Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (1), insbesondere Artikel 14 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen für die Erstattung von Ausgaben der 
Mitgliedstaaten sollten auf der Grundlage von Methoden definiert werden, die von den Mitgliedstaaten gemeldet 
und von der Kommission geprüft wurden, einschließlich der Methoden gemäß Artikel 67 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) und Artikel 14 Absatz 2 und 
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013. 

(2)  Angesichts der verschiedenen Arten von Vorhaben, die vom Europäischen Sozialfonds unterstützt werden 
können, kann es notwendig sein, dass die standardisierten Einheitskosten und die Pauschalfinanzierungen je nach 
Art des Vorhabens variieren, um den jeweiligen Besonderheiten Rechnung zu tragen. 

(3)  Es bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten und in einigen Fällen auch zwischen Regionen 
eines Mitgliedstaats, was die Höhe der Kosten einer Vorhabenart angeht. Gemäß dem Grundsatz der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung des Europäischen Sozialfonds sollten auch die Definition und die Beträge der 
standardisierten Einheitskosten und der Pauschalfinanzierungen, die von der Kommission festgelegt werden, die 
Besonderheiten eines jeden Mitgliedstaats und einer jeden Region widerspiegeln. 

(4)  Damit die Beträge der standardisierten Einheitskosten der Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten entsprechen, 
wird eine Methode zu deren Anpassung festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

Mit dieser Verordnung werden die standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen festgelegt, die die 
Kommission bei der Erstattung von Ausgaben der Mitgliedstaaten heranziehen kann. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen 

Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie 
mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320). 



Artikel 2 

Arten von Vorhaben 

Die Arten der Vorhaben, die von der Erstattung auf der Grundlage von standardisierten Einheitskosten und Pauschalfi­
nanzierungen gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 betroffen sind, sind in den Anhängen 
aufgeführt. 

Artikel 3 

Definition der standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen und ihrer Beträge 

Die Definition und die Beträge der standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen gemäß Artikel 14 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 für jede Art von Vorhaben sind in den Anhängen aufgeführt. 

Artikel 4 

Anpassung von Beträgen 

1. Die in den Anhängen angegebenen Beträge werden entsprechend den in den Anhängen festgelegten Methoden 
angepasst. 

2. Die gemäß Absatz 1 angepassten Beträge gelten für die Erstattung von Ausgaben für die Teile der Vorhaben, die an 
oder nach dem Tag der Anpassung durchgeführt werden. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juli 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Bedingungen für die Erstattung von Ausgaben auf der Grundlage standardisierter Einheitskosten an Schweden 

1. Definition von standardisierten Einheitskosten 

Art der Vorhaben (1) Indikatorbezeich­
nung Kostenart Maßeinheit für den 

Indikator Beträge 

1. Vorhaben, die unter die Priori­
tätsachse 1 „Angebot qualifi­
zierter Arbeitskräfte“ des ope­
rationellen Programms (Na­
tionellt socialfondsprogram 
för investering för tillväxt och 
sysselsättning 2014-2020) 
(CCI- 2014SE05M9OP001) 
fallen 

Arbeitsstunden Lohn der im Rah­
men des Vorha­
bens beschäftigten 
Personen 

Zahl der geleiste­
ten Arbeitsstun­
den (2) Lohngruppe 

(nach SSYK-Code (3)) 

Region: Stockholm (SE 11) 
(Einheitskosten pro 
Stunde — Betrag in  

SEK (4)) 

Alle Regionen mit Aus­
nahme Stockholms  

(SE 12-33) 
(Einheitskosten pro 

Stunde — Betrag in SEK) 

1 (912-913-919 -921) 229 234 

2 (414-415-421-422-512-513- 
514-515-522-611-612-613-614- 
826) 

257 254 

3 (331-348-411-412-413-419- 
711-712-713-714-721-722-723- 
724-731-732-734-741-742-743- 
811-812-813-814-815-816-817- 
821-822-823-824-825-827-828- 
829-831-832-833-834-914-915- 
931-932-933) 

297 282 

4 (223-232-233-234-235-243- 
249-313-322-323-324-332-342- 
343-344-345-346-347-511-011) 

338 313 

5 (213-221-231-241-244-245- 
246-247-248-311-312-315-321- 
341) 

419 366 

6 (211-212-214-222-242-314) 554 517 
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7 A (121) 739 739 

7 B (111-123) 801 625 

7 C (131-122) 525 429 

2. Vorhaben, die unter die Priori­
tätsachse 1 „Angebot qualifi­
zierter Arbeitskräfte“ des ope­
rationellen Programms (Na­
tionellt socialfondsprogram 
för investering för tillväxt och 
sysselsättning 2014-2020) 
(CCI- 2014SE05M9OP001) 
fallen 

Teilnahmestunden Vergütung der 
Teilnehmer 

Zahl der von den 
Teilnehmern ab­
solvierten Stun­
den (2) 

Region: Stockholm (SE 11) 
(Einheitskosten pro Stunde — Betrag in SEK) 

Alle Regionen mit Ausnahme Stockholms  
(SE 12-33) 

(Einheitskosten pro Stunde — Betrag in 
SEK) 

229 234 

3. Vorhaben, die unter die Priori­
tätsachse 2 „Verstärkter Über­
gang in das Arbeitsleben“ und 
unter die Prioritätsachse 3 
„Beschäftigungsinitiative für 
junge Menschen“ des opera­
tionellen Programms (Nation­
ellt socialfondsprogram för in­
vestering för tillväxt och sys­
selsättning 2014-2020) (CCI- 
2014SE05M9OP001) fallen 

Arbeitsstunden Lohn der im Rah­
men des Vorha­
bens beschäftigten 
Personen 

Zahl der geleiste­
ten Arbeitsstun­
den (2) Berufsgruppe 

Region: Stockholm (SE 11) 
(Einheitskosten pro 

Stunde — Betrag in SEK) 

Alle Regionen mit Aus­
nahme Stockholms  

(SE 12-33) 
(Einheitskosten pro 

Stunde — Betrag in SEK) 

Projektleiter/in für Vorhaben, de­
ren gesamte förderfähige Kosten 
gemäß dem Dokument, in dem 
die Bedingungen für die Unterstüt­
zung festgelegt werden, mehr als 
20 Mio. SEK betragen 

535 435 

Projektleiter/in für Vorhaben, de­
ren gesamte förderfähige Kosten 
gemäß dem Dokument, in dem 
die Bedingungen für die Unterstüt­
zung festgelegt werden, 20 Mio. 
SEK oder weniger betragen/Assis­
tent/in der Projektleitung für Vor­
haben, deren gesamte förderfähige 
Kosten gemäß dem Dokument, in 
dem die Bedingungen für die Un­
terstützung festgelegt werden, 
mehr als 20 Mio. SEK betragen 

478 405 
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Projektmitarbeiter/in 331 300 

Projektökonom/in 427 363 

Verwalter/in 297 270 

4. Vorhaben, die unter die Priori­
tätsachse 2 „Verstärkter Über­
gang in das Berufsleben“ und 
Prioritätsachse 3 „Beschäfti­
gungsinitiative für junge Men­
schen“ des operationellen Pro­
gramms (Nationellt social­
fondsprogram för investering 
för tillväxt och sysselsättning 
2014-2020) (CCI- 2014SE05­
M9OP001) fallen 

Teilnahmestunden Vergütung der 
Teilnehmer 

Zahl der von den 
Teilnehmern ab­
solvierten Stun­
den (2) 

Finanzielle Unterstützung (Einheitskosten pro Stunde) 

Alter (SEK) 

18-24 Jahre 32 

25-29 Jahre 40 

30-64 Jahre 46  

Aktivitätsbeihilfe und Entwicklungsbeihilfe (Einheitskosten pro Stunde) 

Alter (SEK) 

15-19 Jahre 17 

20-24 Jahre 33 

25-29 Jahre 51 

30-44 Jahre 55 

45-69 Jahre 68  

Leistungen der sozialen Sicherheit und bei Krankheit (Einheitskosten pro Stunde) 

Alter (SEK) 

19-29 Jahre (Leistungen der sozialen Sicherheit) 51 

30-64 Jahre (Leistungen bei Krankheit) 58  
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Leistungen bei Krankheit, Leistungen zur Rehabilitation und Leistungen bei Arbeits- und Berufsunfäl­
len (Einheitskosten pro Stunde) 

Alter (SEK) 

– 19 Jahre 48 

20-64 Jahre 68 

(1)  Die Beträge der standardisierten Einheitskosten gelten nur für die Teile der Vorhaben, die die in diesem Anhang aufgeführten Kostenarten abdecken. 
(2)  Die Gesamtzahl der in einem Jahr gemeldeten Stunden darf die übliche Zahl der Jahresarbeitsstunden in Schweden, d. h. 1 862 Stunden, nicht überschreiten. 
(3)  In Schweden geltender Berufe-Code. 
(4)  Währung in Schweden.  

2. Anpassung von Beträgen 

Die Einheitskosten der Tabelle gelten für die 2015 geleisteten Arbeitsstunden oder von den Teilnehmern absolvierten Stunden. Mit Ausnahme der Einheitskosten für die Teilnahmevergütung 
gemäß Punkt 4 der Tabelle, die nicht angepasst wird, werden diese Beträge von 2016 bis 2023 am 1. Januar eines jeden Jahres automatisch um 2 % angehoben.  
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ANHANG II 

Bedingungen für die Erstattung von Ausgaben auf der Grundlage von standardisierten Einheitskosten an Frankreich 

1. Definition von standardisierten Einheitskosten 

Art der Vorhaben Indikatorbezeichnung Kostenart Maßeinheit für den Indikator Beträge (in Euro) 

„Garantie Jeunes“, die im Rahmen der 
Prioritätsachse 1 „Integration junger 
NEET in den Arbeitsmarkt“ des opera­
tionellen Programms „Programme opé­
rationnel national pour la mise en 
œuvre de l'Initiative pour l'emploi des 
Jeunes en Metropole et Outre-Mer“ 
(CCI-2014FR05M9OP001) unterstützt 
wird 

Junge NEET (1), die spätestens zwölf 
Monate nach Beginn des Coaching 
ein positives Ergebnis im Rahmen der 
„Garantie Jeunes“ erzielt haben 

—  Vergütung der Teilnehmer; 
— bei den „missions locales“ entstan­

dene Aktivierungskosten  

Zahl der NEET, die spätestens zwölf 
Monate nach Beginn des Coaching ei­
nes der folgenden Ergebnisse erzielt 
haben: 

— Aufnahme einer zu einem Ab­
schluss führenden Berufsausbil­
dung, entweder in 

—  einem Bildungsgang im Zuge 
des lebenslangen Lernens oder 

—  einer Grundausbildung; 
oder 

—  Gründung eines Unternehmens 
—  Aufnahme einer Beschäftigung 

oder 
— (bezahlte oder unbezahlte) beruf­

liche Tätigkeit während mindes­
tens 80 Arbeitstagen 

3 600 

(1)  Junger Mensch, der sich weder in Arbeit noch in der Ausbildung befindet und an einem im Rahmen des „Programme opérationnel national pour la mise en œuvre de l'Initiative pour l'emploi des Jeunes en 
Metropole et Outre-Mer“ geförderten Vorhaben teilnimmt.  

2. Anpassung von Beträgen 

Die standardisierten Einheitskosten der Tabelle beruhen teilweise auf standardisierten Einheitskosten, die vollständig von Frankreich finanziert werden. Von den 3 600 EUR entfallen 
1 600 EUR auf die standardisierten Einheitskosten gemäß der „Instruction ministérielle du 11 octobre 2013 relative à l'expérimentation Garantie Jeunes prise pour l'application du décret 
2013-80 du 1er octobre 2013 ainsi que par l'instruction ministérielle du 20 mars 2014“, die die von den Jugendarbeitsämtern („missions locales“) übernommenen Kosten für das Coaching 
abdecken sollen, das jeder in die „Garantie Jeunes“ aufgenommene NEET erhält. 

Die unter Punkt 1 definierten standardisierten Einheitskosten werden von dem Mitgliedstaat entsprechend der in den nationalen Vorschriften vorgesehenen Anpassung der im ersten Absatz 
genannten standardisierten Einheitskosten von 1 600 EUR aktualisiert, die die von den öffentlichen Jugendarbeitsämtern getragenen Kosten abdecken.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/2196 DER KOMMISSION 

vom 24. November 2015 

zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der 
geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen 

Bezeichnung (Torta del Casar (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag 
Spaniens auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation der geschützten Ursprungsbezeichnung „Torta del 
Casar“ geprüft, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1491/2003 der Kommission (2) eingetragen worden ist. 

(2)  Da es sich nicht um eine geringfügige Änderung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Änderung gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a 
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Union (3) veröffentlicht. 

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen; 
daher sollte die Änderung der Spezifikation genehmigt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Änderung der Spezifikation für die Bezeichnung „Torta del Casar“ 
(g.U.) wird genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. November 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Phil HOGAN 

Mitglied der Kommission  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/2197 DER KOMMISSION 

vom 27. November 2015 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbundene Währungen im 
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (1), insbesondere auf Artikel 354 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß dem Standardansatz für das Marktrisiko dürfen Institute niedrigere Eigenkapitalanforderungen für das 
Fremdwährungsrisiko gegenüber ausgeglichenen Positionen in zwei Währungen erfüllen, wenn diese im Einklang 
mit der in Artikel 354 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 dargelegten Methode als „eng verbunden“ 
betrachtet werden. 

(2)  Bei der Erstellung des Verzeichnisses der eng verbundenen Währungen sollte die am Markt übliche Methode 
angewandt werden, den Maximalverlust über zehn Tage in einen Maximalverlust pro Tag umzurechnen, indem die 
maximale Währungsschwankung von 4 % durch die Quadratwurzel von 10 geteilt wird. Dementsprechend sollte 
der Schwellenwert für die maximale tägliche Wertänderung eines Währungspaars auf 1,265 % festgesetzt werden. 

(3)  Die tägliche Währungsschwankung in Prozent sollte als Differenz zwischen den Napierschen Logarithmen des an 
zwei aufeinanderfolgenden Tagen beobachteten Werts der Währungspaare bestimmt werden. 

(4)  Der Absolutwert des daraus resultierenden Prozentsatzes sollte mit dem Schwellenwert der maximalen täglichen 
Wertänderung eines Währungspaars von 1,265 % abgeglichen werden. Werte, die diesen Schwellenwert 
übersteigen, sollten als Überschreitungen des zulässigen Maximalverlusts von 4 % binnen zehn Tagen gewertet 
werden. 

(5)  Es ist erforderlich, eine Maximalanzahl akzeptabler Verluste festzulegen, bei deren Überschreitung Währungspaare 
nicht als verbundene Währungen im Sinne des Artikels 354 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gelten können. 
Darüber hinaus sollten bei der Berechnung der Maximalanzahl akzeptabler Verluste Kauf- und Verkaufspositionen 
in der Fremdwährung berücksichtigt werden. Die Anzahl der zulässigen Überschreitungen sollte nach unten 
abgerundet und die Maximalanzahl der Überschreitungen des Maximalverlusts auf sieben während der 
vorangegangenen drei Jahre und 65 während der vorangegangenen fünf Jahre festgesetzt werden. 

(6)  Artikel 354 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sieht lediglich niedrigere Eigenkapitalanforderungen für 
Positionen in „relevanten eng verbundenen Währungen“ vor. Folglich sollten nur jene Wechselkurspaare anhand 
der Kriterien zur Ermittlung eng verbundener Währungen beurteilt werden, die durch Kombination der einzelnen 
Währungen der Mitgliedstaaten mit bestimmten Währungen von Drittstaaten, die für die Finanzinstitute in der 
Union relevant sind, entstehen. 

(7)  Sofern sie für die Portfolios der Institute in der Union relevant sind, sollten auch bestimmte andere 
Wechselkurspaare, die ausschließlich durch Währungen von Drittstaaten gebildet werden, in der Beurteilung 
berücksichtigt werden. In Anbetracht der Anforderungen von Artikel 354 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 betreffend die maßgeblichen Beobachtungszeiträume sollten nur Währungen, für die tägliche 
Datenreihen aus einer vertrauenswürdigen Quelle für einen Zeitraum von fünf Jahren vorliegen, zur Beurteilung 
herangezogen werden. 

(8)  Artikel 354 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sieht eine besondere Behandlung von Währungspaaren 
vor, die aus Währungen von Mitgliedstaaten, die an der zweiten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
(WKM II) teilnehmen, und dem Euro oder durch eine Kombination solcher Währungen untereinander gebildet 
werden. Dementsprechend sollten die durch eine Kombination mit diesen Währungen gebildeten Paare nicht als 
„relevant“ gelten. Paare, die sich aus einer WKM II-Währung und einer anderen Währung als dem Euro oder einer 
anderen WKM II-Währung zusammensetzen, sollten hingegen als „relevant“ gelten. 
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(9)  Infolgedessen sollte für jedes Währungspaar, das durch Kombination der im Anhang dieser Verordnung 
aufgeführten Währungen gebildet werden kann, der Korrelationsgrad beurteilt werden. 

(10)  Im Interesse der Rechtssicherheit bezüglich der Verwendung des Verzeichnisses eng verbundener Währungen 
sollte dieses im Einklang mit Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1) einer Überprüfung unterzogen werden. Aus den gleichen Gründen 
sollte eine solche Überprüfung in regelmäßigen Abständen und alljährlich zu demselben bzw. denselben oder 
annähernd demselben bzw. denselben Zeitpunkt(en) erfolgen, es sei denn, die Marktentwicklungen machen es 
erforderlich, die Überprüfung ausnahmsweise zu unterschiedlichen Zeitpunkten vorzunehmen. 

(11)  Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Durchführungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde vorgelegt wurde. 

(12) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat öffentliche Konsultationen zu dem Entwurf technischer Durch­
führungsstandards, auf die sich diese Verordnung stützt, durchgeführt, die potenziell damit verbundenen Kosten- 
und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
eingesetzten Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Währungspaare, die die Anforderungen gemäß Artikel 354 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllen, 
sind im Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. November 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Verzeichnis der eng verbundenen Währungen 

Teil 1 — Verzeichnis der eng mit dem Euro (EUR) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone 
(CZK), britisches Pfund (GBP), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON). 

Teil 2 — Verzeichnis der eng mit dem Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED) verbundenen Währungen 

Angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer Yuan (CNY), britisches Pfund (GBP), Hongkong- 
Dollar (HKD), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), 
Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 3 — Verzeichnis der eng mit dem albanischen Lek (ALL) verbundenen Währungen 

Bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone (CZK), dänische Krone 
(DKK), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), Euro (EUR). 

Teil 4 — Verzeichnis der eng mit dem angolanischen Kwanza (AOA) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), chinesischer Yuan (CNY), Hongkong-Dollar (HKD), libanesisches 
Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), 
thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 5 — Verzeichnis der eng mit der bosnisch-herzegowinischen konvertiblen Mark (BAM) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone (CZK), dänische Krone (DKK), britisches Pfund (GBP), 
kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), Euro (EUR). 

Teil 6 — Verzeichnis der eng mit dem bulgarischen Lew (BGN) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), tschechische Krone (CZK), dänische Krone 
(DKK), britisches Pfund (GBP), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), Euro 
(EUR). 

Teil 7 — Verzeichnis der eng mit dem kanadischen Dollar (CAD) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), Hongkong-Dollar (HKD), Macau-Pataca (MOP), Singapur-Dollar 
(SGD), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 8 — Verzeichnis der eng mit dem chinesischen Yuan (CNY) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), britisches Pfund (GBP), Hongkong- 
Dollar (HKD), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), 
Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 9 — Verzeichnis der eng mit der tschechischen Krone (CZK) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), dänische Krone 
(DKK), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), Euro (EUR). 

Teil 10 — Verzeichnis der eng mit der dänischen Krone (DKK) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone 
(CZK), britisches Pfund (GBP), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), 
Singapur-Dollar (SGD). 
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Teil 11 — Verzeichnis der eng mit dem britischen Pfund (GBP) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew 
(BGN), chinesischer Yuan (CNY), dänische Krone (DKK), Hongkong-Dollar (HKD), kroatische Kuna (HRK), libanesisches 
Pfund (LBP), marokkanischer Dirham (MAD), Macau-Pataca (MOP), Singapur-Dollar (SGD), Taiwan-Dollar (TWD), 
US-Dollar (USD), Euro (EUR). 

Teil 12 — Verzeichnis der eng mit dem Hongkong-Dollar (HKD) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer 
Yuan (CNY), britisches Pfund (GBP), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), 
philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 13 — Verzeichnis der eng mit der kroatischen Krone (HRK) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone 
(CZK), dänische Krone (DKK), britisches Pfund (GBP), marokkanischer Dirham (MAD), rumänischer Leu (RON), 
Singapur-Dollar (SGD), Euro (EUR). 

Teil 14 — Verzeichnis der eng mit dem südkoreanischen Won (KRW) verbundenen Währungen 

Peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), Taiwan-Dollar (TWD). 

Teil 15 — Verzeichnis der eng mit dem libanesischen Pfund (LBP) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), chinesischer Yuan (CNY), britisches 
Pfund (GBP), Hongkong-Dollar (HKD), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), 
Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 16 — Verzeichnis der eng mit dem marokkanischen Dirham (MAD) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone 
(CZK), dänische Krone (DKK), britisches Pfund (GBP), kroatische Kuna (HRK), rumänischer Leu (RON), Singapur-Dollar 
(SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), Euro (EUR). 

Teil 17 — Verzeichnis der eng mit dem Macau-Pataca (MOP) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer 
Yuan (CNY), britisches Pfund (GBP), Hongkong-Dollar (HKD), libanesisches Pfund (LBP), peruanischer Nuevo Sol (PEN), 
philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 18 — Verzeichnis der eng mit dem peruanischen Nuevo Sol (PEN) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), chinesischer Yuan (CNY), Hongkong- 
Dollar (HKD), südkoreanischer Won (KRW), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), philippinischer Peso (PHP), 
Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 19 — Verzeichnis der eng mit dem philippinischen Peso (PHP) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), chinesischer Yuan (CNY), Hongkong- 
Dollar (HKD), südkoreanischer Won (KRW), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), malaysischer Ringgit (MYR), 
peruanischer Nuevo Sol (PEN), Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar 
(USD). 

Teil 20 — Verzeichnis der eng mit dem rumänischen Leu (RON) verbundenen Währungen 

Albanischer Lek (ALL), bosnisch-herzegowinische konvertible Mark (BAM), bulgarischer Lew (BGN), tschechische Krone 
(CZK), dänische Krone (DKK), kroatische Kuna (HRK), marokkanischer Dirham (MAD), Euro (EUR). 
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Teil 21 — Verzeichnis der eng mit dem Singapur-Dollar (SGD) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer 
Yuan (CNY), dänische Krone (DKK), britisches Pfund (GBP), Hongkong-Dollar (HKD), kroatische Kuna (HRK), 
südkoreanischer Won (KRW), libanesisches Pfund (LBP), marokkanischer Dirham (MAD), Macau-Pataca (MOP), 
malaysischer Ringgit (MYR), peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), thailändischer Baht (THB), 
Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 22 — Verzeichnis der eng mit dem thailändischen Baht (THB) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), chinesischer Yuan (CNY), Hongkong- 
Dollar (HKD), libanesisches Pfund (LBP), marokkanischer Dirham (MAD), Macau-Pataca (MOP), peruanischer Nuevo Sol 
(PEN), philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), Taiwan-Dollar (TWD), US-Dollar (USD). 

Teil 23 — Verzeichnis der eng mit dem Taiwan-Dollar (TWD) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer 
Yuan (CNY), britisches Pfund (GBP), Hongkong-Dollar (HKD), südkoreanischer Won (KRW), libanesisches Pfund (LBP), 
marokkanischer Dirham (MAD), Macau-Pataca (MOP), malaysischer Ringgit (MYR), peruanischer Nuevo Sol (PEN), 
philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), US-Dollar (USD). 

Teil 24 — Verzeichnis der eng mit dem US-Dollar (USD) verbundenen Währungen 

Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate (AED), angolanischer Kwanza (AOA), kanadischer Dollar (CAD), chinesischer 
Yuan (CNY), britisches Pfund (GBP), Hongkong-Dollar (HKD), libanesisches Pfund (LBP), Macau-Pataca (MOP), 
peruanischer Nuevo Sol (PEN), philippinischer Peso (PHP), Singapur-Dollar (SGD), thailändischer Baht (THB), Taiwan- 
Dollar (TWD).  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/2198 DER KOMMISSION 

vom 27. November 2015 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Rescalure gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
sowie zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 
91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Österreich erhielt am 21. September 2012 von Ecologia y Protección Agrícola SL einen Antrag gemäß Artikel 7 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 auf Genehmigung des Wirkstoffs Rescalure. 

(2)  Am 5. November 2012 informierte der berichterstattende Mitgliedstaat Österreich gemäß Artikel 9 Absatz 3 der 
genannten Verordnung den Antragsteller, die anderen Mitgliedstaaten, die Kommission und die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) über die Zulässigkeit des Antrags. 

(3)  Am 3. März 2014 legte der berichterstattende Mitgliedstaat der Kommission — mit Kopie an die Behörde — den 
Entwurf eines Bewertungsberichts vor, in dem er bewertet hat, ob angenommen werden kann, dass der genannte 
Wirkstoff die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. 

(4)  Die Behörde verfuhr gemäß den Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. 
Sie ersuchte den Antragsteller gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 um Übermittlung 
zusätzlicher Informationen an die Mitgliedstaaten, die Kommission und sie selbst. Der berichterstattende 
Mitgliedstaat legte der Behörde seine Bewertung der zusätzlichen Informationen im Dezember 2014 in Form 
eines aktualisierten Entwurfs des Bewertungsberichts vor. 

(5)  Am 10. Februar 2015 übermittelte die Behörde dem Antragsteller, den Mitgliedstaaten und der Kommission ihre 
Schlussfolgerung dazu, ob angenommen werden kann, dass der Wirkstoff Rescalure die Genehmigungskriterien 
gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt (2). Sie machte ihre Schlussfolgerung der 
Öffentlichkeit zugänglich. 

(6)  Am 13. Juli 2015 legte die Kommission dem Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und 
Futtermittel den Überprüfungsbericht für Rescalure und den Entwurf einer Verordnung zur Genehmigung von 
Rescalure vor. 

(7)  Der Antragsteller erhielt Gelegenheit, zum Überprüfungsbericht Stellung zu nehmen. 

(8) Es wurde in Bezug auf einen oder mehrere repräsentative Verwendungszwecke mindestens eines Pflanzen­
schutzmittels mit dem Wirkstoff, insbesondere in Bezug auf die im Überprüfungsbericht untersuchten und 
beschriebenen Verwendungszwecke, festgestellt, dass die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Diese Genehmigungskriterien gelten daher als erfüllt. Der Wirkstoff Rescalure 
sollte daher genehmigt werden. 

(9) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (3) entsprechend geändert werden. 
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(10)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Rescalure wird unter den dort genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. November 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1) Datum der Geneh­

migung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„Rescalure 

CAS-Nr.: 67601-06-3 

CIPAC-Nr.: 

Nicht verfügbar 

(3S,6R)-(3S,6S)-6-Iso­
propenyl-3-methyldec- 
9-en-1-yl acetat 

≥ 750 g/kg 

Das Verhältnis von (3S,6R) zu (3S,6S) 
muss sich in einem Bereich zwischen 
55/45 und 45/55 bewegen. Der Rein­
heitsbereich der einzelnen Isomere 
muss zwischen 337,5 g/kg und 
412,5 g/kg liegen. 

18. Dezember 
2015 

18. Dezember 
2025 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze ge­
mäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des Über­
prüfungsberichts zu Rescalure und insbesondere dessen 
Anlagen I und II zu berücksichtigen.“ 

(1)  Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.    

ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt:  

Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (*) Datum der Geneh­

migung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„92 Rescalure 

CAS-Nr.: 67601-06-3 

CIPAC-Nr.: 

Nicht verfügbar 

(3S,6R)-(3S,6S)-6-Iso­
propenyl-3-methyldec- 
9-en-1-yl acetat 

≥ 750 g/kg 

Das Verhältnis von (3S,6R) zu (3S,6S) 
muss sich in einem Bereich zwischen 
55/45 und 45/55 bewegen. Der Rein­
heitsbereich der einzelnen Isomere 
muss zwischen 337,5 g/kg und 
412,5 g/kg liegen. 

18. Dezember 
2015 

18. Dezember 
2025 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze 
gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des 
Überprüfungsberichts zu Rescalure und insbeson­
dere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen.“ 

(*)  Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/2199 DER KOMMISSION 

vom 27. November 2015 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. November 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL  50,7 

MA  69,3 

ZZ  60,0 

0707 00 05 AL  48,7 

MA  93,1 

TR  143,8 

ZZ  95,2 

0709 93 10 AL  80,9 

MA  65,2 

TR  159,0 

ZZ  101,7 

0805 20 10 CL  96,2 

MA  79,7 

PE  78,3 

ZZ  84,7 

0805 20 30, 0805 20 50, 
0805 20 70, 0805 20 90 

TR  83,9 

ZZ  83,9 

0805 50 10 AR  61,0 

TR  109,2 

ZZ  85,1 

0808 10 80 CA  159,7 

CL  84,8 

MK  31,3 

NZ  173,1 

US  148,6 

ZA  156,6 

ZZ  125,7 

0808 30 90 BA  85,4 

CN  63,9 

TR  127,4 

ZZ  92,2 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2015/2200 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN 
KOMITEES 

vom 13. November 2015 

zur Verlängerung des Mandats des Leiters der Beobachtermission der Europäischen Union in 
Georgien (EUMM Georgia) (EUMM GEORGIA/1/2015) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38 Absatz 3, 

gestützt auf den Beschluss 2010/452/GASP des Rates vom 12. August 2010 über die Beobachtermission der 
Europäischen Union in Georgien, EUMM Georgia (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß dem Beschluss 2010/452/GASP ist das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) gemäß 
Artikel 38 Absatz 3 des Vertrags ermächtigt, geeignete Beschlüsse zur politischen Kontrolle und strategischen 
Leitung der Beobachtermission der Europäischen Union in Georgien (EUMM Georgia) zu fassen, einschließlich des 
Beschlusses zur Ernennung eines Missionsleiters. 

(2)  Am 16. Dezember 2014 nahm der Rat den Beschluss 2014/915/GASP (2) an, mit dem das Mandat der EUMM 
Georgia vom 15. Dezember 2014 bis zum 14. Dezember 2016 verlängert wurde. 

(3)  Am 19. Dezember 2014 nahm das PSK den Beschluss EUMM GEORGIA/1/2014 (3) zur Ernennung von Herrn 
Kęstutis JANKAUSKAS zum Leiter der EUMM Georgia vom 15. Dezember 2014 bis zum 14. Dezember 2015 an. 

(4)  Die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik hat vorgeschlagen, das Mandat von Herrn 
Kęstutis JANKAUSKAS als Missionsleiter der EUMM Georgia für den Zeitraum vom 15. Dezember 2015 bis zum 
14. Dezember 2016 zu verlängern — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Mandat von Herrn Kęstutis JANKAUSKAS als Missionsleiter der EUMM Georgia wird bis zum 14. Dezember 2016 
verlängert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 13. November 2015. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 
W. STEVENS  
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BESCHLUSS (GASP) 2015/2201 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN 
KOMITEES 

vom 13. November 2015 

über die Annahme von Beiträgen von Drittstaaten zur Beratenden Mission der Europäischen 
Union für eine Reform des zivilen Sicherheitssektors in der Ukraine (EUAM Ukraine) 

(EUAM Ukraine/5/2015) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38 Absatz 3, 

gestützt auf den Beschluss 2014/486/GASP des Rates vom 22. Juli 2014 über die Beratende Mission der Europäischen 
Union für eine Reform des zivilen Sicherheitssektors in der Ukraine (EUAM Ukraine) (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 10 Absatz 3 des Beschlusses 2014/486/GASP hat der Rat das Politische und Sicherheitspolitische 
Komitee (PSK) ermächtigt, die entsprechenden Beschlüsse über die Annahme der vorgeschlagenen Beiträge von 
Drittstaaten zur EUAM Ukraine zu fassen. 

(2)  Der Zivile Operationskommandeur hat dem PSK empfohlen, den vorgeschlagenen Beitrag Georgiens zur EUAM 
Ukraine anzunehmen und ihn als erheblich zu betrachten. 

(3)  Georgien sollte von Finanzbeiträgen zum Haushalt der EUAM Ukraine befreit werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Beiträge von Drittstaaten 

(1) Der Beitrag Georgiens zur EUAM Ukraine wird angenommen und als erheblich betrachtet. 

(2) Georgien wird von Finanzbeiträgen zum Haushalt der EUAM Ukraine befreit. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 13. November 2015. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 
W. STEVENS  
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BESCHLUSS (EU) 2015/2202 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 19. November 2015 

zur Änderung des Beschlusses EZB/2010/23 über die Verteilung der monetären Einkünfte der 
nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist (EZB/2015/37) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere 
auf Artikel 32, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Beschluss EZB/2010/23 (1) richtet einen Mechanismus für die Zusammenlegung und Verteilung monetärer 
Einkünfte aus geldpolitischen Operationen ein. 

(2)  Der Beschluss (EU) 2015/774 der Europäischen Zentralbank (EZB/2015/10) (2) sieht die Einführung eines 
Programms zum Ankauf von Wertpapieren des öffentlichen Sektors zu geldpolitischen Zwecken vor. 

(3)  Wie bei Ankäufen gemäß dem Beschluss EZB/2009/16 (3) und dem Beschluss EZB/2011/17 (4) sollte für 
Staatsanleihen und Schuldverschreibungen, die von Organen begeben und gemäß dem Beschluss (EU) 2015/774 
(EZB/2015/10) erworben werden, gelten, dass sie Einkommen zum Referenzzinssatz nach der Definition in 
Beschluss EZB/2010/23 erzeugen. 

(4)  Einkünfte aus der Kreditvergabe marktfähiger Schuldtitel im Rahmen aller geldpolitischen Programme zum 
Ankauf von Schuldverschreibungen sollten nicht als monetäre Einkünfte angesehen werden, da diese Geschäfte 
generell nicht in den Bilanzen der nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist 
(nachfolgend die „NZBen“), ausgewiesen werden. 

(5)  Nettoeinkünfte aus Swap-Vereinbarungen des Eurosystems mit Zentralbanken, die nicht dem Eurosystem 
angehören, sollten in Form von monetären Einkünften unter den NZBen aufgeteilt werden. 

(6) Die Zusammensetzung der in den Anhängen I und II des Beschlusses EZB/2010/23 dargelegten Bemessungs­
grundlage und der gesondert erfassbaren Vermögenswerte sollte daher angepasst werden. 

(7)  Der Beschluss EZB/2010/23 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen 

Der Beschluss EZB/2010/23 wird wie folgt geändert: 

1.  Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bemessung des Betrags der monetären Einkünfte einer jeden NZB erfolgt auf der Grundlage der 
tatsächlichen Einkünfte, die sich aus den gesondert erfassbaren und jeweils verbuchten Vermögenswerten ergeben. 
Ausnahmen: 

a)  Gold erzeugt kein Einkommen; 

b)  folgende Geschäfte erzeugen monetäres Einkommen zum Referenzzinssatz: 

i)  zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere gemäß der Entscheidung EZB/2009/16 (*); 

ii)  zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere gemäß dem Beschluss EZB/2011/17 (**); 
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(1) Beschluss EZB/2010/23 vom 25. November 2010 über die Verteilung der monetären Einkünfte der nationalen Zentralbanken der 
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist (ABl. L 35 vom 9.2.2011, S. 17). 
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schreibungen (ABl. L 297 vom 16.11.2011, S. 70.) 



iii)  von Zentralregierungen und anerkannten Organen begebene Schuldtitel, sowie Schuldtitel, die als Ersatz 
angekauft und von öffentlichen nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften begeben und zu geldpolitischen 
Zwecken gemäß dem Beschluss (EU) 2015/774 der Europäischen Zentralbank (EZB/2015/10) (***) gehalten 
werden.  

(*) Beschluss EZB/2009/16 vom 2. Juli 2009 über die Umsetzung des Programms zum Ankauf gedeckter 
Schuldverschreibungen (ABl. L 175 vom 4.7.2009, S. 18). 

(**) Beschluss EZB/2011/17 vom 3. November 2011 über die Umsetzung des zweiten Programms zum Ankauf 
gedeckter Schuldverschreibungen (ABl. L 297 vom 16.11.2011, S. 70). 

(***) Beschluss (EU) 2015/774 der Europäischen Zentralbank vom 4. März 2015 über ein Programm zum 
Ankauf von Wertpapieren des öffentlichen Sektors an den Sekundärmärkten (EZB/2015/10) (ABl. L 121 
vom 14.5.2015, S. 20).“; 

2.  in Anhang I Abschnitt A wird folgender Punkt 8 hinzugefügt: 

„8.  Verbindlichkeiten gegenüber der EZB, die eine Forderung in Bezug auf Swap-Vereinbarungen zwischen der EZB 
und einer nicht dem Eurosystem angehörenden Zentralbank sichern und Nettoeinkünfte für das Eurosystem 
generieren (Teil der außerbilanziellen Verbindlichkeiten).“; 

3.  in Anhang II Abschnitt A wird folgender Punkt 10 hinzugefügt: 

„10.  Forderungen an Geschäftspartner des Euro-Währungsgebiets, die sich auf Swap-Vereinbarungen zwischen der 
EZB und einer nicht dem Eurosystem angehörenden Zentralbank beziehen und Nettoeinkünfte für das 
Eurosystem generieren (Teil der Aktivposition 3.1 der HB).“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am 31. Dezember 2015 in Kraft. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 19. November 2015. 

Der Präsident der EZB 
Mario DRAGHI  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) 2015/1039 der Kommission vom 30. Juni 2015 zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 in Bezug auf Flugprüfungen 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 167 vom 1. Juli 2015) 

Seite 1, Titel der Verordnung: 

anstatt:  „Verordnung (EU) 2015/1039 der Kommission vom 30. Juni 2015 zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 in Bezug auf Flugprüfungen“ 

muss es heißen:  „Verordnung (EU) 2015/1039 der Kommission vom 30. Juni 2015 zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 in Bezug auf Testflüge“. 

Seite 1, Erwägungsgrund 1: 

anstatt:  „Die Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission (2) sollte geändert werden, um die Kompetenzen 
und Erfahrungen von Piloten und leitenden Flugprüfungsingenieuren je nach Komplexität der 
durchgeführten Flugprüfungen und des Luftfahrzeugs als Teil der Flugbedingungen zu regeln und damit 
die Sicherheit zu verbessern und die Kompetenz- und Erfahrungsanforderungen an Flugprüfungsbe­
satzungen in der Union stärker zu harmonisieren.“; 

muss es heißen:  „Die Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission (2) sollte geändert werden, um die Kompetenzen 
und Erfahrungen von Piloten und leitenden Testflugingenieuren je nach Komplexität der 
durchgeführten Testflüge und des Luftfahrzeugs als Teil der Flugbedingungen zu regeln und damit die 
Sicherheit zu verbessern und die Kompetenz- und Erfahrungsanforderungen an Testflugbesatzungen in 
der Union stärker zu harmonisieren.“. 

Seite 1, Erwägungsgrund 2, erster Satz: 

anstatt:  „Um die sichere Durchführung von Flugprüfungen zu fördern, sind ferner Änderungen an den 
Anforderungen für Herstellungs- und Entwicklungsbetriebe, die Flugprüfungen durchführen, 
notwendig, was ein Flugprüfungsbetriebshandbuch erforderlich macht, in dem die Maßnahmen und 
Verfahren des Betriebs in Bezug auf Flugprüfungen definiert werden.“; 

muss es heißen:  „Um die sichere Durchführung von Testflügen zu fördern, sind ferner Änderungen an den 
Anforderungen für Herstellungs- und Entwicklungsbetriebe, die Testflüge durchführen, notwendig, was 
ein Testflugbetriebshandbuch erforderlich macht, in dem die Maßnahmen und Verfahren des Betriebs 
in Bezug auf Testflüge definiert werden.“. 

Seite 2, Artikel 2 Absatz 1 Satz 1: 

anstatt:  „Mitgliedstaaten, die bis 21. Juli 2015 nationale Lizenzen für Flugprüfungsbesatzungsmitglieder außer 
Piloten erteilen, dürfen solche Lizenzen weiterhin bis zum 31. Dezember 2017 entsprechend den 
nationalen Rechtsvorschriften erteilen.“; 

muss es heißen:  „Mitgliedstaaten, die bis 21. Juli 2015 nationale Lizenzen für Testflugbesatzungsmitglieder außer 
Piloten erteilen, dürfen solche Lizenzen weiterhin bis zum 31. Dezember 2017 entsprechend den 
nationalen Rechtsvorschriften erteilen.“. 

Seite 2, Artikel 2 Absatz 2: 

anstatt:  „Nach dem 31. Dezember 2017 können Antragsteller oder Inhaber einer Fluggenehmigung die Dienste 
von Flugprüfungspiloten der Flugprüfungskategorien 3 oder 4 gemäß Anhang I Anlage XII der 
Verordnung (EU) Nr. 748/2012 und von Flugprüfungsingenieuren, die vor diesem Datum 
Flugprüfungstätigkeiten gemäß den geltenden nationalen Bestimmungen ausgeführt haben, weiterhin in 
Anspruch nehmen. Dabei bleiben die Funktionen der Flugprüfungsbesatzungsmitglieder auf den 
Umfang begrenzt, der vor dem 31. Dezember 2017 festgelegt wurde. 
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Der Funktionsumfang der Flugprüfungsbesatzungsmitglieder wird vom Antragsteller oder Inhaber einer 
Fluggenehmigung, der ihre Dienste in Anspruch nimmt oder in Anspruch nehmen möchte, auf der 
Grundlage der Flugprüfungserfahrung und -ausbildung des Flugprüfungsbesatzungsmitglieds und der 
einschlägigen Aufzeichnungen des Antragstellers oder Inhabers einer Fluggenehmigung festgelegt. 
Dieser Funktionsumfang wird der zuständigen Behörde zur Verfügung gestellt. 

Eine Einfügung oder sonstige Änderung am Umfang der Funktionen, die für diese Flugprüfungsbesat­
zungsmitglieder vom Antragsteller oder Inhaber einer Fluggenehmigung, der ihre Dienste in Anspruch 
nimmt oder in Anspruch nehmen möchte, festgelegt wird, muss die Anforderungen von Anhang I 
Anlage XII der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 erfüllen.“; 

muss es heißen:  „Nach dem 31. Dezember 2017 können Antragsteller oder Inhaber einer Fluggenehmigung die Dienste 
von Testflugpiloten der Testflugkategorien 3 oder 4 gemäß Anhang I Anlage XII der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 und von Testflugingenieuren, die vor diesem Datum Testflugtätigkeiten gemäß den 
geltenden nationalen Bestimmungen ausgeführt haben, weiterhin in Anspruch nehmen. Dabei bleiben 
die Funktionen der Testflugbesatzungsmitglieder auf den Umfang begrenzt, der vor dem 31. Dezember 
2017 festgelegt wurde. 

Der Funktionsumfang der Testflugbesatzungsmitglieder wird vom Antragsteller oder Inhaber einer 
Fluggenehmigung, der ihre Dienste in Anspruch nimmt oder in Anspruch nehmen möchte, auf der 
Grundlage der Testflugerfahrung und -ausbildung des Testflugbesatzungsmitglieds und der 
einschlägigen Aufzeichnungen des Antragstellers oder Inhabers einer Fluggenehmigung festgelegt. 
Dieser Funktionsumfang wird der zuständigen Behörde zur Verfügung gestellt. 

Eine Einfügung oder sonstige Änderung am Umfang der Funktionen, die für diese Testflugbesatzungs­
mitglieder vom Antragsteller oder Inhaber einer Fluggenehmigung, der ihre Dienste in Anspruch 
nimmt oder in Anspruch nehmen möchte, festgelegt wird, muss die Anforderungen von Anhang I 
Anlage XII der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 erfüllen.“. 

Seite 8, Anhang, Nummer 6 zur Änderung von Anhang I (Teil-21) Anlage XII Abschnitt D Punkt 1.3.1 erster Satz und 
von Anhang I (Teil-21) Anlage XII Abschnitt D Punkt 1.4.1 erster Satz der Verordnung (EU) Nr. 748/2012: 

anstatt:  „einen der geprüften Luftfahrzeugkategorie angemessenen gültigen Flugschein besitzen, der“ 

muss es heißen:  „eine der geprüften Luftfahrzeugkategorie angemessene gültige Pilotenlizenz besitzen, die“.  
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